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Helmut Kohl: Das hohe Wohl- 
standsniveau in unserem Land hat 
bei vielen die Illusion aufkommen 
lassen, die materielle Sicherheit 
sei sozusagen automatisch garan- 
tiert. Immer mehr unserer Bürge- 
rinnen und Bürger halten ein 
Leben in Frieden und Freiheit für 
selbstverständlich. Ich sage dies 
ohne jeden Vorwurf. Ich sage es 
aber im Sinne einer Feststellung, 
die uns daran erinnert, daß der 
Frieden und die Freiheit unseres 
Landes uns nicht als eine milde 
Gabe zufallen, sondern daß Frie- 

den und Freiheit täglich neu erwor- 
ben werden müssen. - Die in der 
deutschen Geschichte beispiellose 
politische Stabilität hat dazu beige' 
tragen, daß immer mehr unserer 
Mitbürgerinnen und Mitbürger mei- 
nen, es reiche aus, die Politik als 
bloße Zuschauer zu begleiten. 
Es ist ja sehr viel einfacher, mit 
Distanz, mit Häme auf diejenigen 
zu sehen, die bereit sind, Kraft, 
Zeit und Privatleben in den Dienst 
des Allgemeinwohls zu stellen. 
Aber als Zuschauerdemokratie h&1 

unsere Republik keine Zukunft- 
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Helmut Kohl: Wir werden 
die Zukunft gestalten 

unf Jahre sind seit der Wiedervereini- 
sOng unseres Vaterlandes vergangen, 
nd nur noch fünf Jahre trennen uns 
on der Jahrhundertwende. Wir, die 
^HJ, schauen zurück auf die 50 Jahre 

eit der Gründung unserer Partei, und 
,r nehmen mit klaren Zielen, mit ei- 
eni bewährten Kompaß, mit Selbstbe- 
oßtsein, aber auch mit Demut vor der 

Jufgabe Kurs auf das 21. Jahrhundert. 
lr sind - und darauf sind wir stolz - die 

^ige politische Kraft in Deutschland, 
e m unserem Volk Mehrheiten finden 

Ich beziehe mich nicht auf Demo- Uin. 

icl?k,en' d'e 'ieute so unc* niorgen so sind, 
. 1 beziehe mich auf die Tatsache, daß wir 
c ' der letzten Bundestagswahl, CDU und 
^ U zusammen, 45 Prozent der Erststim- 
^n erreichen konnten. Wir erheben den 
p ^Pi'uch, und wir stehen damit in der 
La"?1' unseren Beitrag zu leisten, unser 
• nd auf einem sicheren Weg in die Zu- 
D

Unft zuführen. 

Verf Deutschlands ist in einer guten 
get ,assun8- Unsere Partei und die von ihr 
als a^ene Bundesregierung erweisen sich 
erschlossen, als handlungsfähig. Die 
^i h^^'Fraktion 'eistet eine ausge- 
%\fnete Arbeit unter der Führung von 
der, Png Scftäuble, dem ich dafür beson- 
. .s herzlich danke. 

Roß^ danke ich allen Kolleginnen und 
ejn 

e§en in der Bundestagsfraktion, die 
^gewaltiges Arbeitspensum leisten, ein 

öichr Pensum'das in der Öffentlichkeit 
•nimer die Anerkennung findet, die 

es verdient. Deswegen will ich das hier 
besonders herausstellen. 

Mein herzlicher Dank gilt auch den Kolle- 
ginnen und Kollegen aus den Landesregie- 
rungen, die für unsere Sache im Bundesrat 
fechten. 

Vor einem Jahr haben uns viele prophe- 
zeit, daß die Koalition der Mitte schon 
bald wegen der knappen Mehrheitsver- 

Rede des Parteivor- 
sitzenden, Bundeskanzler 

Helmut Kohl 

hältnisse im Parlament scheitern werde. 
Das Gegenteil hat sich als richtig erwie- 
sen: Die Zusammenarbeit in der Koalition, 
mit den Kolleginnen und Kollegen der 
FDP hat sich als vertrauensvoll und - ich 
will es einmal so formulieren - meistens 
kameradschaftlich erwiesen. Wir wollen 
und werden diese Koalition fortsetzen. 
Bei allen bisherigen Landtagswahlen in 
diesem Jahr konnten wir Zugewinne erzie- 
len, die SPD mußte Verluste hinnehmen. 
In Bremen hatten wir unter Führung unse- 
res Spitzenkandidaten Ulrich Nölle ein 
großartiges Wahlergebnis. 

Dort nehmen wir einen ganz entscheiden- 
den Teil der Regierungsverantwortung 
wahr. Wer Bremen kennt, weiß: Dies ist 
eine phantastische Sache, eine wirkliche 
Sensation in der deutschen politischen 
Landschaft. 
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Die eindrucksvollen Geburtstagsfei- 
ern zum 50jährigen Bestehen unserer 
Partei, vor allem die in Berlin, lenk- 
ten den Blick über die Grenzen der 
Tagespolitik hinaus hin zu den Wur- 
zeln der Union, zu unseren Überzeu- 
gungen und zu unseren Erfolgen. 

Hier, auf diesem Parteitag in Karlsruhe, 
geht es um die großen Fragen der Zu- 
kunftsgestaltung. Ich bitte Sie um Ver- 
ständnis, daß ich mich in meiner Rede mit 
diesen Fragen beschäftigen will und heute 
nicht wie üblich einen Bericht erstatte. Ich 
verweise ausdrücklich auf die Vorlage zur 
Bilanz unserer Regierungsarbeit. Diesen 
Bericht finden Sie in Ihren Tagungsmap- 
pen. 
Gerade im Blick auf die Zukunft haben 
wir allen Grund, an unseren Zielen, an un- 
serem Selbstverständnis als Volkspartei 
der Mitte festzuhalten. Wir bleiben die 
Partei der deutschen Einheit. Wir bleiben 
die deutsche Europapartei. Wir bleiben die 
Partei der Sozialen Marktwirtschaft. Dazu 
gehört für uns auch die Bewahrung der 
Schöpfung. Wir stehen auch in Zukunft 
für Freiheit und Verantwortung in 
Deutschland und Europa. 
Das Grundsatzprogramm, das wir auf dem 
Hamburger Parteitag im Februar letzten 
Jahres beschlossen haben, beschreibt die 
Leitlinien unseres Handelns. Mit dem 
christlichen Menschenbild und den 
Grundwerten Freiheit, Gerechtigkeit, Soli- 
darität stehen wir auf einem festen Funda- 
ment. Auf dieser Grundlage wollen wir 
unseren Beitrag zur Tagesordnung der Zu- 
kunft leisten. 
In wenigen Tagen wird in Berlin ein neues 
Abgeordnetenhaus gewählt. Es gilt, Eber- 
hard Diepgen und unseren Berliner Freun- 
den mit ganzer Kraft jede Unterstützung 
zu bieten. 

Die CDU in Berlin kämpft dafür, 
weiterhin stärkste Partei zu bleiben 
und die Hauptverantwortung für die 

deutsche Hauptstadt zu tragen. Ei- 
nem Wahlsieg in Berlin kommt für 
uns besondere Bedeutung zu. Berlin 
ist und bleibt Symbol des Willens zur 
Einheit aller Deutschen in Freiheit. 

Es ist unübersehbar: SPD und Grüne wol- 
len auch dort gemeinsam an die Macht. 
Was immer man jetzt hört, ich sage: not- 
falls auch mit Duldung der kommunisti- 
schen PDS. Magdeburg war kein einmali- 
ger Fehltritt. Dahinter steckte Strategie. 
Wenn möglich, soll jetzt in Berlin das 
Gleiche wiederholt werden. Das werden 
und wollen wir gemeinsam mit den Wähle' 
rinnen und Wählern in Berlin verhindern- 

Am 24. März, in einigen Monaten, 
werden in Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol- 
stein die neuen Landtage gewählt. 1" 
allen drei Bundesländern befindet 
sich die Union im Aufwind. Wir wer- 
den mit Erwin Teufel, Johannes Ger- 
ster und Ottfried Hennig mit ganzer 
Kraft kämpfen, damit es nach Hes- 
sen und Nordrhein-Westfalen nicht 
zu weiteren rot-grünen Koalitionen 
in der Landespolitik kommt. 

Wir haben - das ist unübersehbar - in al- 
len drei Bundesländern gute Chancen, 
führende Regierungspartei zu werden o0e 

es zu bleiben. Aber Konrad Adenauer 
pflegte zu sagen: Wahlkampf ist vor alle11 

Kampf. Deswegen lade ich alle, die dazu 

berufen sind, schon jetzt ein, in den ent- 
scheidenden Wahlkampfwochen in diese11 

drei Bundesländern dabei zu sein, nicht 
bloß zuzuschauen, sondern um jede StiO* 
me zu kämpfen und mit den Menschen l 
sprechen. Das ist die Parole für die näch- 
sten Wochen und Monate. 
Nordrhein-Westfalen, das bevölkerungS' 
reichste Bundesland, erlebt am Ende der 
Amtszeit von Ministerpräsident Rau St' 
stand und Rückschritt. Rot-Grün in Düs- 
seldorf zerstört Hoffnungen und Zukun» - 
Perspektiven. Auch dies sei hier gesagt- 
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^•e deutschen Sozialdemokraten sind im 
Kernland der deutschen Industrie dabei, 
•nre Wählerschaft, vor allem die Arbeit- 
Nehmer, zu verraten. 

Vns' die Union, darf der desolate Zustand 
^r deutschen Sozialdemokraten nicht da- 
u verleiten, jetzt weniger wachsam und 

kämpferisch zu sein. Jeder muß wissen, 
aß auch in Bonn von den Sozialdemokra- 
en ein rot-grünes Bündnis angestrebt 
lrd. Dann brauchten wir über Zukunft 

nd Zukunftssicherung nicht mehr zu 
sPrechen; unsere Zukunftschance wäre 
Erspielt. 
n fünf Jahren geht das 20. Jahrhundert zu 

. nde, ein neues Jahrtausend beginnt. Das 
st mehr als eine normale Jahrhundertwen- 
e- Jeder kann spüren, daß wir an einem 
ichtigen Wendepunkt stehen. Wir, die 

putschen, blicken auf die längste Frie- 
eisperiode unserer jüngeren Geschichte 
ürück. In diesen fünf Jahrzehnten haben 

*,r> CDU und CSU, 33 Jahre lang die Re- 
j-'erungsverantwortung für die Bundesre- 
jHjlik getragen. Wir haben unsere Repu- 

'k, die vor bald einem halben Jahrhun- 
u
ert gegründet wurde, in Bund, Ländern 

d Gemeinden mehr als andere geprägt. 
er in Karlsruhe wollen wir deutlich ma- 

^en, daß sich die CDU besser als jede an- 
r5

e partei für die Aufgaben der Zukunft 
fön    ^ w'r uns auf die neuen Heraus- 
fj erungen vorbereiten. Im Gespräch mit 
^. renden Köpfen unseres Landes wollen 
. r morgen die Fragen herausarbeiten, die 

Blick auf das 21. Jahrhundert von be- 
arer Bedeutung sind. 

Jamit es klar ist: Es geht hier, auf 
Jesem Parteitag in Karlsruhe, nicht 
arum, bereits ausgefeilte Antworten 

*u formulieren. Es geht darum, daß 
ir Fragen stellen, uns Fragen stellen 

assen und offen diskutieren. Wir 
Jollen dann in der Partei in den 
£°mmenden zwölf Monaten die Dis- 
Kussion fortsetzen. 

Ich erwarte, daß sich möglichst viele dar- 
an beteiligen - in den Orts- und Kreisver- 
bänden, in den Vereinigungen. Ich erwarte 
vor allem, daß wir dabei das Gespräch mit 
den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort su- 
chen. Die Arbeit mit solchen Themen 
kann uns nur guttun. Mit unserer offenen 
Diskussion über Zukunftsthemen wollen 
wir dann die Beschlüsse vorbereiten, die 
wir auf dem Parteitag in einem Jahr zu 
treffen haben. Dieser Parteitag wird dann 
der Vorbereitung des Wahlprogramms für 
die Wahl 1998 dienen. 

Die nächste Legislaturperiode des Bun- 
destages, die 1998 beginnt, dauert bis zum 
Jahr 2002. Das heißt, wir müssen uns dar- 
über im klaren sein, daß das, worüber wir 
jetzt diskutieren, bereits über die Jahrhun- 
dert- und Jahrtausendwende hinaus reicht. 
Für uns als CDU ist dabei entscheidend, 
daß wir uns immer deutlich vor Augen 
führen, wie der Kompaß unserer Werte auf 
diesem Weg aussieht. Ich bin zutiefst da- 
von überzeugt, daß in der 50jährigen Ge- 
schichte unserer Partei - am Beginn eben- 
so wie in der heutigen Zeit - dieser Werte- 
kompaß notwendig und wichtig war bzw. 
ist. Er ist so wichtig wie eh und je. Die 
Auseinandersetzung mit ethischen Grund- 
fragen ist kein Luxus, sondern ein ent- 
scheidender, ein ganz wesentlicher Teil 
des Nachdenkens über unseren Weg in die 
Welt von morgen. 

Wenn Sie in diese Welt hineinschau- 
en, werden Sie feststellen, wie stark 
sich das gesellschaftliche Umfeld ver- 
ändert hat. Damit meine ich nicht 
nur und nicht einmal in erster Linie 
den Wandel der materiellen Lebens- 
verhältnisse, sondern in allererster 
Linie die Veränderungen im Bewußt- 
sein der Menschen. 

Da ist zunächst einmal die Tatsache, daß 
zwei Drittel der heute in Deutschland le- 
benden Menschen nach dem Zweiten 
Weltkrieg geboren und aufgewachsen 
sind. Sie kennen die Gründungsgeschichte 
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unserer Republik nicht mehr aus eigenem 
Erleben. Sie können aus eigener Anschau- 
ung nicht mehr ermessen, was es bedeutet, 
daß allein die gegenwärtige Bundesregie- 
rung demnächst auf eine Amtszeit zurück- 
blickt, die länger ist als die ganze Ge- 
schichte der Weimarer Republik. Für die 
Menschen, die nach dem Zweiten Welt- 
krieg geboren und aufgewachsen sind, lie- 
gen die Namen Adenauer und Erhard und 
vieles von dem, was die Geschichte unse- 
rer Republik ausmacht, weit zurück. Sie 
kennen all diese - wenn überhaupt - oft 
nur aus Schulbüchern. 

Die Erfolge von gestern, die wir nie 
vergessen dürfen, sind aber keine 
Anwartschaft auf den Erfolg von 
morgen. Wir müssen uns jetzt erneut 
bewähren. 

Nur noch eine Minderheit hat persönliche 
Erinnerungen an die Katastrophe, in die 
das nationalsozialistische Regime 
Deutschland und Europa stürzte. Nur noch 
wenige wissen aus eigener Anschauung et- 
was von dem blutigen Terror, den die 
kommunistische Diktatur zu Stalins Zeiten 
verbreitete. Auch unter Ulbricht und 
Honecker wurde unzähligen Menschen 
schweres Leid zugefügt. Dies darf nicht 
verharmlost und nicht vergessen werden. 
Wir als Union wenden uns leidenschaft- 
lich gegen jene, die in einem Teil der ver- 
faßten öffentlichen Meinung so tun, als 
habe es dieses verbrecherische Regime gar 
nicht gegeben. Wer einmal die Käfige in 
Bautzen sah, der weiß: Es war ein verbre- 
cherisches Regime. Wir vergessen das nie- 
mals. 
Ich empfinde großen Respekt vor den 
Männern und Frauen, die sich als Bürger- 
rechtler dem SED-Regime entgegenge- 
stellt haben, die dafür bespitzelt, verfolgt, 
eingekerkert oder ausgebürgert wurden. 
Ihr Vorbild sollte uns Mut machen, mit der 
gemeinsamen Freiheit in Deutschland ver- 
antwortlich umzugehen. 

Das hohe Wohlstandsniveau in unserem 
Land hat bei vielen die Illusion aufkom- 
men lassen, die materielle Sicherheit sei 
sozusagen automatisch garantiert. Immer 
mehr unserer Bürgerinnen und Bürger hal- 
ten ein Leben in Frieden und Freiheit für 
selbstverständlich. Ich sage dies ohne je- 
den Vorwurf. Ich sage es aber im Sinne ei- 
ner Feststellung, die uns daran erinnert, 
daß der Frieden und die Freiheit unseres 
Landes uns nicht als eine milde Gabe zu- 
fallen, sondern daß Frieden und Freiheit 
täglich neu erworben werden müssen. 

Die in der deutschen Geschichte bei- 
spiellose politische Stabilität hat da«" 
beigetragen, daß immer mehr unse- 
rer Mitbürgerinnen und Mitbürger 
meinen, es reiche aus, die Politik als 
bloße Zuschauer zu begleiten. Es ist 
ja sehr viel einfacher, mit Distanz, 
mit Häme auf diejenigen zu sehen, 
die bereit sind, Kraft, Zeit und Pri- 
vatleben in den Dienst des Allgemein' 
wohls zu stellen. Aber als Zuschauer' 
demokratie hat unsere Republik kei' 
ne Zukunft. 

Wir wollen nicht vergessen, daß dieser 
Staat wir alle sind. Wir müssen den Men- 
schen sagen und sie vor allem überzeugt 
daß Sicherheit der Lebensverhältnisse ein* 
Frucht vorausschauender Gestaltung ist. 
Ich bin der letzte, der den Menschen Zu- 
kunftsängste einreden will, aber ich plä- 
diere nachdrücklich dafür, daß auch wir 
uns die Fähigkeit zur Selbstkritik bewah- 
ren. 
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^Wei Entwicklungen treffen hier aufeinan- 
der. In ganz Deutschland erleben wir seit 
längerem einen fortschreitenden Säkulari- 
Slerungsprozeß. Im Osten unseres Landes 
jj'urde und wird dieser Prozeß durch die 
folgen der Unterdrückung kirchlichen Le- 
bens unter der SED-Diktatur verstärkt. 
N°ch in den 50er Jahren - der Oberbür- 
germeister sprach von dem Parteitag in 
Karlsruhe in jener Zeit - bekannten sich in 
er Bundesrepublik fast alle zu einer der 

§roßen Kirchen. Heute sind nur noch je- 
weils ein Drittel der Bevölkerung evange- 
'sche und katholische Christen. An einer 
ärtei mit dem „C" im Namen geht das 

nicht spurlos vorüber. 

.. *ese Entwicklung hat viele Gründe. Dar- 
ker müssen auch wir nachdenken. Einer 
ayon ist, daß auch manche Repräsentan- 

^n in unseren Kirchen sich darin gefallen, 
Ratlosigkeit - oft auch Angst - statt Zu- 
sieht zu verbreiten. 

!ch denke manches Mal an das Wort 
eines Pfarrers, der in seiner Weih- 
nachtspredigt vor einigen Jahren 
^agte: „Der Engel von Bethlehem hat 
den Hirten auf dem Felde nicht ge- 
Sagt: ,Siehe, ich verkündige Euch ein 
großes Problem', sondern er hat ih- 
J^n gesagt: ,Fürchtet Euch nicht! 
^enn siehe, ich verkündige Euch eine 
große Freude!' " 

as dieser Pfarrer gesagt hat, ist nicht nur 
t e Sache für ihn und seine Konfratres. 
c^ 

lst unsere Sache. Wenn wir im tägli- 
ty n Umgang mit unseren Nachbarn, im 

Prrthr   fÜr unsere Partei nicnt mehr jene 
dan des Glaubens ausstrahlen, 
£   n gehören wir zu jenen gestreßten 
und ffnossen' die nur noch Pessimismus 
Qe     e,tuntergangsstimmung verbreiten. 
chJ audies ist nicht das Signum christli- 

er Demokraten. 

kefr      änderungen in der Lebenswirklich- 
sind

Und dem Lebensgefühl der Menschen 
eme große Herausforderung für die 

praktische Arbeit unserer Partei. Das wird 
sich in Zukunft noch verstärken. Das heißt 
konkret: Unser Engagement darf sich eben 
nicht nur auf die politische Arbeit in den 
Parteigremien beschränken, die oft ja auch 
auf den, der von draußen hereinkommt, 
steril wirkt. Es beginnt mit der Arbeit in 
Schulpflegschaften, in kirchlichen Gremi- 
en, in Sport- und Gesangvereinen. Ange- 
sichts der dramatischen Abnahme der Be- 
reitschaft zu dauerhafter Bindung müssen 
wir noch mehr auf die Menschen zugehen, 
uns um sie kümmern, Vertrauen erwerben, 
mit ihnen sprechen. 

Aber - das muß deutlich werden - die 
Aufgeschlossenheit gegenüber Verände- 
rungen bedeutet nicht die Aufgabe funda- 
mentaler Prinzipien. Bewahren und Verän- 
dern sind für uns kein Widerspruch, sie 
bedingen einander. Das „C" im Namen 
unserer Partei drückt aus, was uns verbin- 
det. Es ist kein Ausschließlichkeitsan- 
spruch. Wir wissen, daß auch Christen in 
anderen Parteien versuchen, ihrer Verant- 
wortung gerecht zu werden. Für uns aber 
beschreibt dieses „C" das sittliche Funda- 
ment, auf dem sich Menschen oft sehr un- 
terschiedlicher Herkunft in dieser Partei 
zusammenfinden können. 

Mit Prinzipienlosigkeit ist kein Staat 
zu machen. Selbstverständlich beja- 
hen wir den Pluralismus unserer Ge- 
sellschaft und damit die weltanschau- 
liche Neutralität des Staates. Das 
heißt aber überhaupt nicht, daß die- 
ser Staat ein wertneutraler Staat 
wäre. 

Auch hier gilt es, einen Kurs der Mitte 
und des Maßes zu steuern. Christliche In- 
tegralisten und radikale Laizisten bewir- 
ken von ihren gegensätzlichen Extrempo- 
sitionen her letztlich das gleiche: Sie be- 
schleunigen den Rückzug des Glaubens 
und der Kirchen aus dem öffentlichen Le- 
ben. Ich will mich hier mit Ihnen gemein- 
sam zu der Überzeugung bekennen, daß 
der Glaube an Gott untrennbar mit der 
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Pflicht verbunden ist, die Welt - diese 
Welt! - zu gestalten. Jeder Rückzug aus 
dieser Welt in eine Wagenburg wäre ein 
Verrat an diesem Auftrag. 

Unsere Tagesordnung der Zukunft enthält 
ganz unterschiedliche Punkte: Sie umfaßt 
auch Aufgaben, die uns schon seit langer 
Zeit beschäftigen. Ich denke an die Voll- 
endung der inneren Einheit und den Aus- 
bau des europäischen Einigungswerks. In 
den fünf Jahren seit Wiedergewinnung der 
staatlichen Einheit sind wir weit vorange- 
kommen, vor allem auch dank des persön- 
lichen Einsatzes der Menschen in den neu- 
en Ländern. Sie vollbringen in einer 
schwierigen Umbruchphase Beispielhaf- 
tes, das weltweit Anerkennung findet. Wir 
sollten es auch immer wieder aussprechen: 
Gerade jene, die wie ich das Glück hatten, 
im Westen zu leben und aufzuwachsen, 
sollten sich daran erinnern, was es heißt, 
in wenigen Jahren eine beinahe völlige 
Veränderung der persönlichen Lebensver- 
hältnisse zu erfahren und daraus Konse- 
quenzen ziehen zu müssen. 

Aber - für uns ist Dankbarkeit nicht alt- 
modisch geworden - wir danken auch den 
Menschen im Westen Deutschlands, ohne 
deren tatkräftige Unterstützung beim Auf- 
bau Ost das bisher Erreichte so nicht mög- 
lich gewesen wäre. In manche Stimmen 
unserer Tage hinein sage ich: Wir brau- 
chen für den Aufbau Ost auch morgen und 
in den kommenden Jahren die notwendi- 
gen Mittel. Er darf nicht abgebrochen wer- 
den. Das bleibt unsere Position. 

Es bleibt jene Vision, die ich 1950 als 
Abiturient von Konrad Adenauer 
hörte. Damals rief er uns Jungen zu, 
daß deutsche Einheit und europäi- 
sche Einigung zwei Seiten derselben 
Medaille sind. Oder wie es Thomas 
Mann schon 1930 formuliert hat: 
Wir sind deutsche Europäer und eu- 
ropäische Deutsche. 

Zur Fortentwicklung der Europäischen 
Union hat der Bundesvorstand zu diesem 
Parteitag einen Antrag eingebracht, den 
wir heute nachmittag diskutieren und für 
den ich Sie herzlich um Ihre Zustimmung 
bitte. 
Andere Aufgaben stellen sich uns heute 
unter veränderten Bedingungen: Wir brau- 
chen eine erfolgreiche Wirtschaft mit in- 
novativen Unternehmern und qualifizier- 
ten Arbeitnehmern. Wir müssen jetzt - 
nicht irgendwann - unseren Sozialstaat 
umbauen. Wir müssen ihn den sich verän- 
dernden Bedingungen anpassen. Nur so 
können wir die Herausforderungen mei- 
stern, die sich etwa aus den enormen Ver- 
änderungen im Altersaufbau unserer Be- 
völkerung ergeben. 
Andere Fragen stellen sich uns ganz neu. 
so z. B. die Frage, wie sich die revolu- 
tionären Entwicklungen bei der Kommu- 
nikationstechnologie auf Wirtschaft und 
Gesellschaft, ja auf unser persönliches le' 
ben auswirken. Unsere moderne Gesell- 
schaft kann auf diese Neuerungen nicht 
verzichten, weder auf Computer noch au! 
schnellen Austausch von Information. W1 

wissen, es geht hier um Millionen neuer 
und zukunftsfähiger Arbeitsplätze. 

Aber wir, die CDU, müssen uns aus 
unserem Menschenbild heraus auc"1 

Gedanken darüber machen, daß i° 
unserer hochentwickelten, technis>e ^ 
ten Welt die Menschlichkeit nicht ^ 
der Strecke bleibt. Im täglichen Ui*1' 
gang erlebe ich, wie auch Sie, daß 
viele Zeitgenossen vor lauter Korn- 
munikation gar nicht mehr mitein3 

der sprechen. Eine Welt, in der die 
Kontakte nur noch über Datennet« 
geknüpft werden, wird kalt, un- 
menschlich und unerträglich. 

Wir müssen auch an jene denken, die di 
unerbittlichen Normen von Schnelligke^ 
Anpassungsfähigkeit und analytischer 
telligenz nicht so ohne weiteres erfülle11 
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können. Ich empfinde es als inhuman, 
jvenn diese Männer und Frauen an den 
"and gedrängt und zu Außenseitern ge- 
dacht werden. Norbert Blüm hat recht, 
Wenn er in diesem Zusammenhang oft und 
bahnend von einer „neuen sozialen Fra- 
§e" spricht. Wenn wir über Zukunft reden, 
gehört auch dieses Thema zur Verpflich- 
tung des humanen Denkens unserer Uni- 
on. 

jji unserem Volk gibt es einen großen 
Reichtum an Menschen, die über die Gabe 
Verfügen, auf andere einzugehen, ihnen 
^zuhören, ihnen Geborgenheit zu vermit- 
tln. Wir müssen diese Menschen ermuti- 

§en, ihre Fähigkeiten einzusetzen. Es ist 
^ahr: Wir brauchen hochqualifizierte 
jflegekräfte. Aber es werden doch vor al- 
e,n auch Leute gebraucht, die anderen 

j&nz einfach im Alltag helfen, Einsamkeit 
•ndern. Ich sage Ihnen ganz offen: Ich 

l^ache mir einige Sorgen, daß die Perfek- 
tsten jetzt wieder unterwegs sind, daß 
^ Zusammenhang mit der Pflegeversi- 

^. rung übertriebene Qualifikationen für 
le Pflegeberufe aufgebaut werden und 

*m Ende die Pflege auf der Strecke bleibt. 
as wollen wir so nicht, 

wird von vielen Menschen viel gelei- 
mt» die anderen ganz einfach Zeit und 

uneigung schenken. Dazu gehört - auch 
, Paßt in das Bild unseres Landes, über 

geh menr gesPr°chen wird - die bin- 
s' Dungsvolle Arbeit von Millionen Müt- 

und Vätern in unserem Land. 

Geborgenheit und Liebe zur Heimat, 
jter Mut zum Neuen und Weltoffen- 
leit - dies alles zusammen bildet für 
uns die Grundlage einer modernen 
Gesellschaft mit menschlichem Ge- 
sicht. 

ty^h111^ Technologie und Innovation 

de«      ~~das ist wahr ~ immer menr zu 

Un . ^Scheidenden Quellen für Wachstum 
C  ,rbeitsPlätze- Deutschland muß in 

schung und Entwicklung Herausragen- 

des leisten, um an der Seite der großen 
Exportnationen der Erde im Wettbewerb 
bestehen zu können. Wenn wir dies sagen, 
vergessen wir keine Minute, daß selbstver- 
ständlich nicht alles, was technisch mach- 
bar ist, ethisch verantwortbar ist. Dieses 
Jahrhundert hat uns gelehrt, vorsichtig zu 
sein. Gerade weil wir so denken, nehmen 
wir auch die Ängste ernst, müssen wir 
auch über ethische Fragen offen diskutie- 
ren und auch Risiken des Neuen benen- 
nen, wenn sie zu benennen sind. Aber in 
dieses Bild gehört auch, daß wir über die 
Chancen neuer Technologien sprechen 
und Zukunftspotentiale offensiv aufzei- 
gen. Fortschrittsfeindlichkeit trägt nicht 
zur Minderung von Risiken bei, sondern 
sie vergrößert die Gefahren. 

Das führt mich zu einem anderen 
ganz zentralen Thema. Wenn wir die 
Zukunft bewältigen wollen, müssen 
wir mit jener Irrlehre aufräumen, die 
die Linken über Jahrzehnte verbrei- 
tet haben, daß Demokratie und ein 
Ja zu Leistungseliten ein Gegensatz 
seien. Wir brauchen Eliten in unse- 
rem Land. 

Damit meine ich nicht Geburtseliten, son- 
dern jene, die aus ihrer Überzeugung, aus 
ihrem Willen heraus etwas leisten. Es ist 
wahr, wir freuen uns - gerade in diesen 
Tagen wieder - über jeden Nobelpreis, 
und eine solche Auszeichnung ermuntert 
andere zu höheren Leistungen. Wir brau- 
chen solche Vorbilder. Aber sie sind eben 
nicht nur beim Hochleistungssport und bei 
der Wissenschaft, in der Nobelpreise ver- 
liehen werden, zu finden. Ich denke an die 
vielen, vielen im Land, die sich außerhalb 
ihres Berufs freiwillig in der Jugendarbeit, 
in politischen Parteien, in Kommunalpar- 
lamenten, in Bürgerinitiativen, in Caritas 
und Diakonie, in ihren Pfarreien und vie- 
len anderen Bereichen engagieren. Ohne 
diese Männer und Frauen, die über das 
normale Maß hinaus etwas leisten, gäbe es 
keine Zukunft für unser Land. Das sind 
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Leistungseliten im besten Sinn des Wor- 
tes. 
Wenn ich über negative Entwicklungen 
spreche, gehört für mich dazu auch der 
Rückgang der Bereitschaft, persönliche 
Verantwortung zu übernehmen, und statt 
dessen Entscheidungen anderen zuzu- 
schieben. Erwin Teufel sprach im Blick 
auf Verfassungsgerichtsentscheidungen ei- 
ne dieser Fragen an. Heute ist in Deutsch- 
land der Typ des Moderators chic, der in 
gepflegter Runde auf hohem Niveau, gut 
besoldet, den Entscheidungen ausweicht. 

Viele dieser Zeitgenossen halten für gar 
nichts den Kopf hin, und mit solchen Leu- 
ten gewinnen wir auch keine Zukunft. 
Umdenken heißt für mich immer auch, 
daß wir das Prinzip Verantwortung zum 
Leitmotiv machen. Dabei sind wir alle in 
Ost und West gefordert. Unter der frühe- 
ren kommunistischen Diktatur herrschte 
die organisierte Verantwortungslosigkeit, 
und im Westen hat die Bereitschaft, etwas 
zu wagen, immer weiter abgenommen. 

Ich bin nicht dafür, alles aus den USA zu 
übernehmen. Aber in amerikanischen 
Grundschulen lernen die Kinder schon ei- 
nen Begriff, über den es nachzudenken 
lohnt, den Begriff der „leadership". Er ist 
ins Deutsche nicht leicht zu übersetzen. 
Wenn ich das jetzt mit „Führerschaft" 
übersetze, schreiben morgen wieder eini- 
ge, ich sei auf dem Weg zum Neonazis- 
mus. „Leadership" ist etwas anderes. Da- 
mit ist gemeint, daß Männer und Frauen 
Führung übernehmen. Das war in den 50er 
Jahren in Unternehmen, in Gewerkschaf- 
ten, in der Politik noch ganz selbstver- 
ständlich. 

Ich wünsche mir, daß in unseren El- 
ternhäusern, in unseren Schulen - 
damit haben wir als verantwortliche 
Politiker viel zu tun - wieder mehr 
Erziehung zur Verantwortung er- 
folgt. Die junge Generation muß die 
Chance erhalten, Freude an der Ver- 

antwortung für sich selbst zu ent- 
decken. 

Für die Führungsfähigkeit und damit für 
die Zukunft unserer Sache ist es lebens- 
wichtig, daß wir fähig sind, uns eine eige- 
ne Meinung zu bilden, und nicht vom täg- 
lichen demoskopischen Bild abhängig 
werden. Wir haben unsere Erfahrungen in 
diesen Wochen, Monaten und letzten Jah- 
ren gehabt. Nach den Vorgängen in Bad 
Kleinen und kürzlich im Zusammenhang 
mit der Abschiebung sudanesischer Asyl- 
bewerber haben wir hysterische Medien- 
kampagnen erlebt. Sie zeigen exempla- 
risch, auf welche Abwege bis hin zum 
Verlust unserer Identität wir geraten wür- 
den, wenn wir uns durch die Aufgeregthei' 
ten des jeweiligen Tages aus der Fassung 
bringen lassen würden. Das darf nicht 
sein. 
Aus gutem Grund haben die Väter und 
Mütter unseres Grundgesetzes, von denen 
viele aus der Union kamen, die „Verant- 
wortung vor Gott und den Menschen" an 
den Beginn unserer Verfassung gestellt. 
Diese Verantwortung umfaßt auch den 
Auftrag, die uns anvertraute Schöpfung zu 

bewahren. Es geht dabei um nicht mehr 
und nicht weniger als um die Zukunft 
kommender Generationen - persönlich ge' 
sprachen: unserer eigenen Kinder und 
Kindeskinder. Jedes Land der Erde, auch 
Deutschland, muß sich in nationaler Ver- 
antwortung dieser Aufgabe stellen. 
Wer in der Welt herumkommt und sich 
umhört, weiß, daß wir Deutschen bei Un1' 
weltvorsorge und Umweltschutz einen 
hervorragenden Ruf genießen und von 
vielen als Vorbild betrachtet werden. Abef 

wahr ist auch, daß noch viel zu tun ist. 
Nur mit intelligenten und innovativen 
technischen Lösungen wird es gelingen, 
die Zukunft unseres Planeten wirksam j# 
sichern. Hier müssen wir Pionierarbeit l6 

sten, hier müssen wir unser Wissen und 
unser technisches Potential einsetzen. 
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Ich denke, ein Land, in dem das Au- 
tomobil erfunden wurde, muß auch 
in der Lage sein, das so lange an- 
gekündigte Dreiliterauto herzustellen 
und auf dem Markt durchzusetzen. 

Ökonomie und Ökologie sind keine Ge- 
§ensätze, wenn wir moderne Umwelttech- 
^°logien effizient nutzen und die notwen- 
Qlgen Rahmenbedingungen vernünftig ge- 
setzt werden. Dies ist nur mit - ich betone 
^'t - und nicht gegen die Wirtschaft bei 
^ns und in Europa zu erreichen. Unser 
Grundsatzprogramm spricht aus gutem 
~rund von der Ökologischen und Sozialen 
Marktwirtschaft. Stärker als bisher wollen 
w,r die Kräfte und Steuerungsmechanis- 
^n unserer freiheitlichen Wirtschaftsord- 
üng einsetzen, um einen schonenderen 
mgang mit Natur und Umwelt zu errei- 

Uen. Wir sollten auch an die Chancen 
enken, die sich uns dabei bieten. Wer in 
lesen Jahren auf der Hannover-Messe 

^ai\ wird feststellen, daß allein die Ent- 
!cklung der Umwelttechnologie weltweit 

ln deutscher Exportschlager geworden 

Versöhnung von Ökonomie und Öko- 
"°gie heißt aber auch, unnötige Bela- 
stungen von Unternehmen durch im- 
mer neue Abgaben und Auflagen zu 
vermeiden. 

" Jst doch niemandem damit gedient, 
Y .^n aus ideologischen Gründen eine Po- 

'* nationaler Alleingänge Produktion 
jj.s Deutschland vertreibt. Über Grenzen 

nweg kommen die Probleme zu uns 
ü 

rUc'c' und die Arbeitsplätze bleiben bei 

WirdVerl0ren" Keiner' der Vernunft «at, 
fUnlr S'Cl1 dageSen wenren' die Lenkungs- 
Vo 

kll0n von Steuern stärker in den Dienst 
n Umweltvorsorge und Umweltschutz 

Hiit
S!,ellen-Aber die ideologische Inbrunst, 

^u     •dieSe Debatte bei uns geführt wird, 
Star*      mich von einern Maß an Provin- 
.    isrnus, das wir uns heute weniger denn 
Je le'sten können. 

Ich rate allen, auch uns in der Union, daß 
wir diese Debatte mit mehr Sinn für die 
globalen Zusammenhänge führen. Wir 
müssen unser Können und unser Wissen 
in den Dienst des Umweltschutzes hier bei 
uns in Deutschland, aber auch in anderen 
Ländern der Erde stellen. 
Es wird nur gelingen, das Ziel zu errei- 
chen, wenn wir die Armut gemeinsam mit 
Schwellen- und Entwicklungsländern auf 
ökologisch erträgliche Weise bekämpfen. 
Die Erhaltung unserer natürlichen Lebens- 
grundlagen und der Schutz des Weltklimas 
sind Schickalsfragen der Menschheit. Bei 
der Vorbereitung meiner Rede dachte ich 
an die Rede, die Franz Meyers auf dem 
letzten Karlsruher Parteitag zu diesem 
Thema gehalten hat. Wir sprechen nicht 
zum ersten Mal in Karlsruhe über dieses 
Thema. Er sprach auch von einer Schick- 
salsfrage der Deutschen und der Welt. 

Es muß uns zutiefst beunruhigen, daß die 
schützende Ozonschicht unserer Erde pro 
Jahrzehnt um 5 bis 10 Prozent abnimmt. 
Wir haben die Pflicht, jetzt, da wir Kurs 
auf das 21. Jahrhundert nehmen, darüber 
nachzudenken, was wir heute nicht nur na- 
tional, sondern auch international tun kön- 
nen. 

Es kann uns doch nicht gleichgültig 
lassen, daß sich die Erdatmosphäre 
fortlaufend erwärmt. Wenn wir hier 
nicht zu einer weltumspannenden 
Partnerschaft kommen, werden 
dichtbevölkerte Landstriche unterge- 
hen, werden Millionen Menschen von 
bisher nicht erlebten Stürmen, Flu- 
ten oder Trockenheiten bedroht. 

Derjenige, der das zu Ihnen sagt, steht 
nicht in dem Ruf, einer „grünen Hysterie" 
zu erliegen. Ich bin nach sorgfältigen 
Überlegungen und vielen Diskussionen zu 
der Überzeugung gekommen, daß die Zeit 
für eine große Umweltinititative über die 
Grenzen der Kontinente hinweg reif ist. 
Ich habe deshalb in den letzten Monaten 
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versucht, in ersten Gesprächen mit Präsi- 
dent Mandela von Südafrika und Präsident 
Cardoso von Brasilien zu erreichen, daß 
wir gemeinsam eine neue Initiative in 
Gang setzen. 

Es ist noch nicht zu spät, aber es ist 
sehr spät. Deswegen muß jetzt etwas 
geschehen. 

Die traditionellen sozialen Fragen, die uns 
in Deutschland seit der industriellen Revo- 
lution im 19. Jahrhundert beschäftigt ha- 
ben, sind heute zu einem großen Teil be- 
antwortet. Unser Ziel ist und muß bleiben, 
das soziale Netz tragfähig zu halten. Wer 
es jetzt aber noch immer enger knüpfen 
will, der muß auch wissen: das bedeutet 
das Ende von weiteren Freiräumen, die 
notwendig sind, um neue Arbeitsplätze zu 
gewinnen und vor allem unser System so- 
zialer Sicherheit zu bewahren. 
Die Union hat - das ist einer der großen 
Verdienste von Ludwig Erhard - die er- 
folgreichste Wirtschafts- und Sozialord- 
nung der deutschen Geschichte, die Sozia- 
le Marktwirtschaft, gegen teilweise erbit- 
terte Widerstände durchgesetzt. 
Soziale Marktwirtschaft - ich betone, wir 
reden nicht von Marktwirtschaft, das über- 
lassen wir anderen in Deutschland und 
Europa, wir reden von Sozialer Markt- 
wirtschaft - ist die gelungene Verbindung 
aus freiem Wettwerb und sozialem Aus- 
gleich: Wir wollen keine menschlich kalte 
Gesellschaft, in der der Schwächere auf 
der Strecke bleibt. Wir wollen auch keine 
Gesellschaft, in der Sozialneid und über- 
zogenes Umverteilungsdenken jegliche In- 
itiative ersticken, Leistung lähmen und die 
Menschen in ihrer Kreativität einengen. 

Deshalb stellen wir uns Tendenzen 
entgegen, die darauf hinauslaufen, 
überholte, nicht lebensfähige Struk- 
turen künstlich zu bewahren, Besitz- 
stände zu zementieren oder überzo- 
genes Anspruchsdenken zu fördern. 
Die Stunde der Wahrheit ist da! 

Wir müssen das jetzt alles Stück für Stück 
angehen und in der Praxis durchsetzen. 
Angesichts der neuen Konkurrenz in Fern- 
ost und vor unserer Haustür, in Mittel-, 
Ost- und Südosteuropa, wird uns jetzt, 
wenn wir die Zukunft gewinnen wollen, 
die Fähigkeit zum Wandel abverlangt. Wir 
müssen umdenken, z. B. in der Tarif pol i- 
tik. Ich mische mich nicht in die Tarifauto- 
nomie ein. Ich denke nicht daran, diese 
kostbare Erfahrung und Errungenschaft 
der Sozialpartner nach dem Zweiten Welt- 
krieg in Frage zu stellen. 
Dennoch sage ich: In der Tarifpolitik dür- 
fen die Interessen der Arbeitslosen nicht 
hinter den Einkommensinteressen der Be- 
schäftigten zurückbleiben. 
Wir geraten auf einen sehr gefährlichen 
Pfad, wenn die Tarifpolitik dazu beitrüge, 
daß die Leistungsschwächeren immer we- 
niger Chancen auf dem Arbeitsmarkt be- 
kommen und an den Sozialstaat verwiesen 
werden. 
Das gilt auch für die Personalpolitik der 
großen deutschen Unternehmen. Das, wäs 

in den letzten Jahren mit dem frühzeitige" 
Ausscheiden älterer Arbeitnehmer auf Ko' 
sten der Allgemeinheit geschehen ist, 
gehört nicht zu dem Ruhmesblättern unsß' 
rer Wirtschaftsgeschichte und muß 
schnellstens beendet werden. 
Es ist weder gerecht noch solidarisch, 
wenn in Betrieben - aber das gilt auch ft>r 

die öffentliche Verwaltung einschließlich 
des Bundes, ich sage das, damit wir uns 
nicht falsch verstehen - die Flexibilisie- 
rungschancen, die durch das neue Arbeit' 
zeitrecht geschaffen worden sind und in 
vielen Tarifverträgen ihren Niederschlag 
gefunden haben, zu wenig genutzt werde 

Die größte Herausforderung - En*" 
Teufel hat das zu Recht gesagt - is* 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze. 
Aber das muß man aussprechen: 
Neue, zusätzliche Arbeitsplätze köO' 
nen nicht in größerer Zahl im öffe»1 

J 
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liehen Dienst entstehen. Wir wollen 
doch den „schlanken Staat". Das be- 
deutet doch eher Abbau von Verwal- 
tung und Bürokratie. 

Ebenso wissen wir auch, daß unsere inter- 
national tätigen Großunternehmen nur 
^ann wettbewerbsfähig bleiben, wenn sie 
auch die Möglichkeiten nutzen, Kosten 
^nzusparen und zu rationalisieren. Das 
^eißt im Klartext, daß von dort in abseh- 
barer Zeit nicht eine große Zahl neuer Ar- 

e'tsplätze kommen wird. Es bleibt die 
rage, woher kommen neue Arbeitsplätze? 

^ir haben doch unsere Erfahrungen; wir 
Russen uns nur an sie erinnern. In den 
^er Jahren hatten wir in Deutschland eine 
reite Gründerwelle im selbständigen Mit- 
e'stand. Es wurden damals Hunderttau- 

;ende neuer Arbeitsplätze geschaffen. Das 
auch heute notwendig. Wir brauchen 

neUe Betriebe. Wir brauchen Unterneh- 
/ler, die sich etwas zutrauen, die Ideen ha- 
^5n und Arbeitsplätze schaffen. Mit einem 

°rt: Wir brauchen eine neue Kultur der 
e'bständigkeit in unserem Land. Das ist 
ine der entscheidenden Voraussetzungen 
ür eine Veränderung, 
n will die Dinge nicht dramatisieren. 

<, er nach meiner Ansicht ist das eine der 
Cnicksalsfragen unseres Landes. Ein ge- 

nder Mittelstand ist das Rückgrat der 
d°

zialen Marktwirtschaft. Es muß uns 
de    ^treiben, wenn wir wissen, daß in 

n nächsten fünf bis zehn Jahren - das ist 
s«?e knaPPe Spanne Zeit - 700.000 mittel- 
20nd'SChe Unternehmer, darunter rund 
fö   u00 Handwerker, einen Nachfolger 

r Jhren Betrieb suchen. 
j^ne Umfrage der Handwerkskammer für 
pichen und Oberbayern - die Zahlen 
jec,nnen Sie auf das gesamte Bundesgebiet, 
cje,enfalls auf die alten Bundesländer aus- 
ten J?11 ~ nat ergeben, daß für jeden zwei- 
ste, Handwerksbetrieb bereits heute fest- 
Kj    ' yaß es in der eigenen Familie keinen 

cntolger geben wird, weil es keinen 

Nachwuchs gegeben hat oder weil die 
Kinder aus vielfältigen Gründen kein In- 
teresse daran haben, den väterlichen Be- 
trieb zu übernehmen. 

Als wichtigste Ursachen für die fehlende 
Bereitschaft des Nachwuchses, den elterli- 
chen Handwerksbetrieb zu übernehmen, 
werden genannt: die hohe Arbeitsbela- 
stung eines selbständigen Handwerksmei- 
sters und das gegenüber angestellten Ar- 
beitnehmern hohe Risiko sowie die gerin- 
gere soziale Sicherheit. 

In dieser Äußerung spiegelt sich vieles wi- 
der. Aber zu einem guten Stück - deshalb 
spreche ich davon - spiegelt es die Ver- 
säumnisse unseres Bildungswesens wider. 
Es erzieht viel zu sehr zum Sicherheits- 
denken und viel zu wenig zum Glauben an 
den unternehmerischen Wagemut. 

Als Jürgen Rüttgers vor einigen Wochen 
die Zahlen veröffentlichte - ich sage das 
ganz offen -, habe ich sie nicht geglaubt; 
ich habe sie noch einmal hinterfragt. Es ist 
eine Tatsache, daß gut 40 Prozent aller be- 
rufstätigen Hochschulabsolventen im öf- 
fentlichen Dienst arbeiten. Das zeigt, daß 
Selbständigkeit in unserer Gesellschaft 
wieder einen höheren Stellenwert erhalten 
muß. 

Das ist vor allem auch eine Frage des ge- 
sellschaftlichen Klimas. Wir müssen dafür 
Sorge tragen, daß jemand, der sich selb- 
ständig macht, als Arbeit Gebender mehr 
gesellschaftliche Anerkennung erfährt, 
und nicht Mißgunst und Anfeindung. 

Wir müssen uns darum kümmern, 
daß Existenzgründer ermutigt und 
nicht durch überzogene Zugangshür- 
den und Regulierungen abgeschreckt 
werden. Das gilt für alle Bereiche: 
Das gilt für die Bereiche der kommu- 

1 nalen, der Landes- und der Bundes- 
vorschriften, das gilt für die Berei- 
che, die in Kammern beraten werden 
- ich spreche das einmal offen aus -, 
das gilt auch für all die Bereiche, wo 
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die Banken Geld zu verleihen haben. 
Sie sollten vielleicht zu ihrem Wage- 
mut aus den 50er Jahren zurückfin- 
den - obwohl ihre Finanzgrundlagen 
jetzt etwas günstiger sind als zur da- 
maligen Zeit. 

Wir müssen den Wagemut von Existenz- 
gründern fördern. Wir müssen ganz ein- 
fach wissen: Jeder, der bei uns einen neu- 
en Betrieb gründet, schafft im Durch- 
schnitt für vier weitere Menschen Arbeit 
und Brot. Das heißt, wenn wir die Welt 
mit Blick auf die Arbeitslosigkeit verän- 
dern wollen, müssen wir aufbrechen. Das 
hat, nebenbei bemerkt, seit Ludwig 
Erhards Zeiten-auch einen parteipoliti- 
schen Vorteil. Wir waren immer die Partei 
des Mittelstands und nicht der deutschen 
Großindustrie. Das soll so bleiben, und 
das hat sich immer als eine solide Grund- 
lage erwiesen. 

Mir ist klar, daß kaum etwas so 
schwer zu verändern ist wie eingefah- 
rene Denkstrukturen. Und dennoch 
müssen wir es wagen. Wir brauchen 
mehr Innovationen; denn Innovation 
ist die Voraussetzung für Zukunft. 

Dazu gehört auch, daß wir uns dem So- 
zialneid entgegenstellen. Den Schwachen 
ist doch nicht damit geholfen, daß den 
Starken immer mehr weggenommen wird. 
Sozialneid führt doch nur dazu, daß man 
sich um das Verteilen von Brot mehr küm- 
mert als um die Bestellung der Felder. 
Wir müssen auch gegen die Trittbrettfah- 
rer in unserer Gesellschaft Front machen, 
die, ohne selber etwas zu tun, Leistungen 
in Anspruch nehmen. Aber, lassen Sie uns 
vom Mißbrauch in allen Bereichen reden, 
vom Mißbrauch sozialer Leistungen, 
z. B. von Arbeitslosenunterstützung oder 
Sozialhilfe; hinzu kommt das Hinterzie- 
hen von Steuern und das Erschleichen von 
Subventionen. 
Das alles hat auch mit der Frage zu tun, ob 
unsere moralischen Kategorien und Koor- 

dinaten stimmen. Ich will hier nicht predi- 
gen. Aber wer glaubt, wir könnten über 
Zukunft reden und dabei nur die materiel- 
len Erfordernisse des Landes im Auge ha- 
ben, der gibt dem Land keine Zukunft. 
Es geht nicht darum, daß wir überall Ge- 
setze verschärfen und neue Staatsanwälte 
zur Verfolgung von Mißbrauch einsetzen. 
Vielmehr geht es darum, daß sich das Ge- 
bot, daß man der Gemeinschaft etwas 
schuldet, wieder durchsetzt. 
Ich sage sehr einfach - manchem vielleicht 
zu einfach -: Ich denke bei diesen Diskus- 
sionen immer daran, was uns die Generati- 
on unserer Mütter gesagt hat, nämlich an 
den Satz: „So etwas tut man nicht." Aber 
darin steckt eine tiefe Weisheit. 
Wenn unsere Gesellschaft nur noch zwei 
Kategorien kennt, „per Gesetz erlaubt und 
per Gesetz verboten", dann ist das eine 
unmenschliche Gesellschaft. Es muß ein 
breites Mittelfeld geben, wo man sich dar- 
auf verlassen kann, daß ein anständiger 
Mensch seine Steuern bezahlt, daß der kö- 
nigliche Kaufmann keine Subventionen 
erschleicht und daß der Arbeitnehmer sei- 
ne Pflicht erfüllt und eben nicht versucht 
Sozialleistungen zu erschleichen, wie es 
gelegentlich beobachtbar ist. Hier ist eine 
Wende notwendig, wenn wir Zukunft ha- 
ben wollen. 

Dazu gehört auch, daß wir gegen ei" 
Mentalität Front machen, die vom 
Staat die Übernahme aller Risiken 
erwartet. Wenn der Staat zuviel Si- 
cherheit verspricht, verdrängt er 
Wagemut und Zukunftsvorsorge- Er 

schwächt im übrigen die Solidarität 
in der Familie und in den kleinen «e 

meinschaften. 
Das alles hat auch mit unserem Verhältn»- 
zu unseren Staatsfinanzen zu tun. Heute 
sind die Zeitungen voll davon, daß Theo 
Waigel eine Haushaltssperre verhängt h» 
- mit meiner vollen Unterstützung. Wir 
müssen bei den Staatsfinanzen wieder 

J 
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Handlungsspielräume zurückgewinnen, für 
uns selbst und vor allem auch für die näch- 
ste Generation. Man kann doch nicht soli- 
darisch denken und reden und vergessen, 
daß wir nicht das Recht haben, auch in der 
Rnanzwirtschaft unseres Landes auf Ko- 
nten kommender Generationen zu leben. 
Deswegen ist eine Politik solider Staatsfi- 
nanzen auch eine solidarische Politik. 
Wenn wir heute in Deutschland - darauf 
sind wir, darauf bin auch ich stolz - trotz 
der einigungsbedingten Sonderlasten mit 
§uten Finanzdaten im internationalen Ver- 
lieh mit an der Spitze aller großen Indu- 
^rienationen stehen, dann ist das unsere 
Leistung. 
üer Internationale Währungsfonds erwar- 
bt für das kommende Jahr ein deutsches 
Haushaltsdefizit in Höhe von nur 2 Pro- 
2ent des Bruttoinlandsprodukts. Nur die 
U$A schneiden besser ab; aber sie haben 
n anderen Bereichen wesentlich schlech- 
te Daten. Der Internationale Währungs- 
°uds bezeichnet den Fortschritt beim Ab- 
au der einigungsbedingten Haushaltsdefi- 
zite als beispielhaft für andere Länder, 
neo Waigel ist viel angefeindet worden. 
ber ich finde, er hat für diese klare Posi- 

.0r>, die etwas mit Zukunft zu tun hat, viel 
u°b verdient. 

s 'st kein Staatsgeheimnis - wir sollten 
j. s den Leuten viel häufiger sagen -, daß 

eutschland neben Luxemburg bereits 
t
eute die Stabilitätskriterien des Maas- 
'cnt-Vertrages für die Europäische 
ährungsunion erfüllt. Auch das ist Sozi- 
Politik im besten Sinne des Wortes. Die 
nstrengungen dieser Jahre haben dazu 

^tührt, daß die Inflationsrate erheblich 
er 2 Prozent gesunken ist; das bedeutet 

faktisch Preisstabilität. 
s sei mir erlaubt, mit zwei Sätzen darauf 
»zuweisen, daß uns vor fünf Jahren - in 
" Wochen vor der Einführung der Wirt- 
atts- und Währungsunion - die großen 
rUs der Finanzwelt in Deutschland und 

in Europa zweistellige Inflationsraten vor- 
ausgesagt haben. Es sind im übrigen zum 
Teil dieselben Leute, die jetzt aus den glei- 
chen, wenig überzeugenden Motiven die 
Angst vor der Europäischen Währungsuni- 
on schüren. Das sind dieselben Leute, die 
mit Miesmachen gut Geld verdienen. 

Stabiles Geld ist für uns Deutsche 
nicht irgendein Thema. Ich sage das 
gerne auch in Anwesenheit unseres 
Freundes Jacques Santer. Aus bitte- 
rer geschichtlicher Erfahrung, Jac- 
ques, wissen wir, wie schnell Inflation 
das Vertrauen in die Verläßlichkeit 
von Institutionen zerstört und zu ei- 
ner Gefahr für die Demokratie wird. 

Also, liebe Freunde in Europa: Es ist kei- 
ne deutsche Hysterie, wenn wir mit Blick 
auf die europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion immer wieder mit Nach- 
druck betonen, daß die Stabilitätskriterien 
des Vertrags von Maastricht eingehalten 
werden müssen und daß sie nicht zur Dis- 
position gestellt werden. Das ist eine 
Schicksalsfrage für die deutsche Demo- 
kratie aus den Erfahrungen des jetzt zu 
Ende gehenden Jahrhunderts. Wir brau- 
chen diese klare Haltung und Position, 
weil wir Europa wollen. 
Was immer auf irgendwelchen Couloirs in 
Hauptstädten Europas geflüstert wird, was 
immer in Parlamenten gesagt wird: Wir 
bleiben auf Kurs! Es gibt für die deutsche 
Politik keine Alternative zu jener Aussage, 
die wir immer gemacht haben: daß wir das 
freie und geeinte Deutschland fest in ein 
freies und geeintes Europa einfügen. 

Wir brauchen Europa als wetterfe- 
stes Haus mit einem stabilen Dach, in 
dem alle europäischen Völker je nach 
ihren Bedürfnissen ihre Wohnung 
finden - und mit einem Dauerwohn- 
recht für unsere amerikanischen 
Freunde. 

Ich bleibe bei meiner These, daß die Frage 
der Einigung Europas eine Frage von 
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Krieg und Frieden im 21. Jahrhundert ist. 
Am heutigen Tag - es lohnt sich, einen 
Moment innezuhalten und darüber nach- 
zudenken - sind es genau 70 Jahre, daß 
der Vertrag von Locarno paraphiert wurde. 
Es war der erste große Versuch, dauerhaf- 
ten Frieden in Europa nach dem Ersten 
Weltkrieg zu schaffen. Gustav Stresemann 
und Aristide Briand haben zu Recht für 
dieses Werk den Friedensnobelpreis be- 
kommen. Wenn Sie damals in Paris, in 
London, in Rom oder irgendwo in 
Deutschland irgend jemanden gefragt hät- 
ten „Gibt es noch einmal einen deutsch- 
französischen Krieg, besteht wiederum die 
Gefahr eines Weltkrieges?", dann hätte 
dies kaum jemand für möglich gehalten. 
Man war, so glaubte man, über die Hürde. 
Die Menschen dachten, der Frieden sei ge- 
sichert. Dennoch kam acht Jahre später 
Hitler, und weitere sechs Jahre später 
brach der Zweite Weltkrieg aus. 

Natürlich weiß ich, daß sich Geschichte 
nicht einfach wiederholt, aber ich weiß 
auch, daß der Bau des Hauses Europa die 
einzige wirkliche Garantie für Frieden und 
Freiheit im 21. Jahrhundert ist. 
Wer sagt, dies sei eine unzulässige Drama- 
tisierung, den frage ich ganz einfach: Wer 
hätte heute vor fünf Jahren geglaubt, daß 
wir nun Jahr um Jahr und Abend für 
Abend die schrecklichen Bilder aus dem 
früheren Jugoslawien im Fernsehen sehen: 
Massenvergewaltigungen, ethnische Ver- 
treibung, Mord und Totschlag, einen grau- 
samer Bruderkrieg. 

Deshalb - und ich sage das mit allem 
Nachdruck zu Ihnen allen -, lassen 
Sie uns gemeinsam aufbrechen, wie 
es uns der Kompaß unserer Partei 
immer vorgegeben hat: daß wir unse- 
re politische Existenz einbringen - 
wie ich es selbst auch tun will -, um 
das Werk der europäischen Einigung 
unumkehrbar zu machen. 

Die entscheidenden Schritte folgen jetzt in 

den nächsten zwei Jahren. Wir werden im 
ersten Halbjahr des neuen Jahres die Re- 
gierungskonferenz unter italienischem 
Vorsitz beginnen, wir werden sie unter iri- 
schem Vorsitz fortsetzen und, wie ich den- 
ke, unter niederländischem Vorsitz im er- 
sten Halbjahr 1997 beenden. Wir haben 
jetzt die Chance! Wenn wir jetzt nicht han- 
deln, werden die Schiffe in Europa wieder 
weit auseinandertreiben, und es wird lange 
dauern, bis wieder die gleiche Chance 
kommt. Bei allen Sorgen um den Alltag 
unserer Republik: Jetzt gilt es, diese Visi- 
on zur Realität werden zu lassen und den 
Bau des Hauses Europa unumkehrbar zu 
machen. 
In nur fünf Jahren beginnt das nächste 
Jahrhundert. Jeder spürt - wenn er die 
Welt, in der wir leben, nachdenklich be- 
trachtet -, daß für uns neben allem, was 
wir im Materiellen tun müssen, die ent- 
scheidende Herausforderung darin liegt, 
mit klaren ethischen Maßstäben in dieses 
Jahrhundert zu gehen. Wenn uns das ge- 
lingt - auch uns als Partei -, haben wir al- 
len Grund, den Weg in die Zukunft zu g^' 
hen. 
Es ist wahr, die Generation des Aufbaus, 
die Gründer, von denen ich heute bei der 
Begrüßung sprach, haben es in vieler Hin' 
sieht schwerer gehabt, aber sie hatten es l" 
anderer Hinsicht auch leichter. Die bittere 
Erfahrung von Krieg und Gewaltherr- 
schaft hatte sie gelehrt, zwischen Gut und 
Böse klar zu unterscheiden. Uns geht es 
heute materiell unvergleichlich viel besse 
als der Generation unserer Eltern und - 
von den Jungen her gesehen - der Großp*' 
tern vor 50 Jahren. Aber dafür sind wir m 
unserem moralischen Urteilsvermögen 
vielfach unsicherer geworden, oft genug 
auch orientierungslos. 
Ich finde, wir als Partei haben allen 
Grund, uns deswegen der Gesetze des An 
fangs vor 50 Jahren zu erinnern. Unsere 
Partei ist damals als eine Union der chris 
liehen Konfessionen entstanden. Lange 
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yor dem großartigen Papst Johannes 
^XIII. und seinem Aggiornamento haben 
w'r uns als katholische und evangelische 
^-hristen zusammengefunden, als eine 
Union der verschiedensten Gruppierun- 
gen, Stände und Schichten unseres Volkes, 
a's eine Union der deutschen Landschaf- 
ten; das ist Föderalismus im besten Sinne 
des Wortes. 

darüber hinaus sind wir in diesen 50 Jah- 
ren auch eine Union der Generationen ge- 
worden. Es ist die Aufgabe der Älteren, die 
J-ebenserfahrung, die sie selbst gewonnen 
j^ben, an die Jüngeren weiterzugeben. 
JJeswegen ist es wichtig - und deswegen 
kJtte ich Sie auch um Unterstützung für die 
Ausstellung der Konrad-Adenauer-Stif- 
J1 n§> die in vielen Kreisverbänden in der 

undesrepublik zu sehen ist -, die Zeugnis- 
Se der „Stunde Null" unseres Landes sich 
°ch einmal zu vergegenwärtigen. 

2 s 'n den frühen Morgenstunden des 4. 
.Pril 1945 die Truppen der ersten franzö- 
1Schen Armee gegen Karlsruhe vorrück- 

en, vegetierten in dieser Stadt noch 
^•000 Menschen. Die Rheinbrücke bei 

axau hier in der Nachbarschaft war 
t
chon fast völlig zerstört; deutsche Solda- 

j, n sollten sie beim Auftauchen der ersten 
'ndlichen Einheiten sprengen. Ein Au- 

8enzeuge berichtet: 

»Allmählich sammelten sich auf der 
hnken Rheinseite viele versprengte 
deutsche Soldaten, die uns verzweifelt 
Zuriefen und über den Strom überge- 
Setztsein wollten.Viele von ihnen sind 
unter dem Beschüß der nachrücken- 
den französischen Truppen gefallen 
°<ler bei dem Versuch, den Fluß zu 
durchschwimmen, in den reißenden 
bluten des Rheins ertrunken." 

ty   !f ^eit der Besatzung, die dann folgte, 
ne 

rde der Rhein für die Deutschen zu ei- 
teri UnüberwindDaren Barriere. Unser Va- 
tej,and war in vier Besatzungszonen ge- 

' an eine Zukunft in einem vereinten 

Deutschland glaubten nur noch die wenig- 
sten. 

Dennoch, wir haben das Geschenk erlebt, 
daß wir am 3. Oktober 1990 die Einheit in 
Frieden und Freiheit für Deutschland wie- 
dergewonnen haben - mit Zustimmung all 
unserer Nachbarn. Die Erfolgsgeschichte 
der Nachkriegszeit - „fast 50 Jahre Bun- 
desrepublik Deutschland und 50 Jahre 
Christlich Demokratische Union" - ist zu- 
allererst das gemeinsame Werk von Mil- 
lionen fleißiger Menschen, in Karlsruhe 
genauso wie überall sonst in Deutschland. 
Und auch das wollen wir nicht vergessen: 
Sie ist auch das Ergebnis von viel Hilfe 
und Unterstützung, die wir in kritischer 
und schwerer Zeit von unseren Freunden 
in der Welt bekommen haben. 

Dankbarkeit heißt auch, daß wir, die wir 
Hilfe erfahren haben, heute, da wir zu den 
reichen Ländern dieser Erde gehören, an- 
deren helfen, die sich selbst nicht helfen 
können. 

50 Jahre, das ist eine gewaltige Weg- 
strecke. Wir sind nicht nur „davongekom- 
men", wie es damals hieß, sondern wir ha- 
ben Grund zu Dankbarkeit, und wir dürfen 
auch stolz auf das Geleistete sein. Wir ha- 
ben Erfolge erzielt, von denen die Gründer 
der CDU nicht zu träumen wagten. 

Viele Hunderttausende haben in die- 
sen Jahrzehnten in unserer Partei 
durch harte Arbeit dafür die Voraus- 
setzungen geschaffen, und ihnen ge- 
bührt Dank. So dürfen wir stolz sein, 
Mitglieder der Christlich Demokrati- 
schen Union Deutschlands zu sein, 
und wir nehmen die Herausforde- 
rungen des 21. Jahrhunderts an. 

Gemeinsam mit den Menschen in unserem 
Lande wollen wir die Zukunft Deutsch- 
lands und die Zukunft Europas gestalten. 
Tun wir gemeinsam unsere Pflicht! 

(Langanhaltender lebhafter Beifall - 
Die Delegierten erheben sich) 
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Symbol für Macht und Tapferkeit, aber 
auch gesellig und familienfreundlich 

Für eine eigenständige regierungsfähige 
Mehrheit will die baden-württembergi- 
sche CDU im Landtagswahlkampf, der 
jetzt anläuft, kämpfen, um es am 
24. März 1996 „wieder allein schaffen 
zu können", wie Ministerpräsident 
Erwin Teufel am Montag den Delegier- 
ten erklärte. Und gleich am ersten Tag 
in Karlsruhe bedankte er sich für die 
zehn Einsätze, die der Bundeskanzler 
als Wahlkampfhilfe zugesagt hat, mit ei- 
nem baden-württembergischen Spitzen- 
produkt „Steiff: Knopf im Ohr". 

(Heiterkeit und Beifall - 
Ministerpräsident Erwin Teufel 

überreicht Bundeskanzler Helmut Kohl 
einen Stofflöwen) 

Und damit auch jeder im Saal versteht, 
was er mit dem Geschenk meint, erläutert 
Erwin Teufel ausführlich: 

Meine Damen und Herren, es ist ein Löwe 
aus einer ganzen Reihe von Gründen: 

Erstens. Der Staufer Löwe ist das ba- 
den-württembergische Wappentier. 

Zweitens. Der Löwe ist der König der 
Tierwelt. 

Drittens. Der Löwe läßt keinen Feind in 
sein Revier. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Viertens. Löwen gelten intern als gesel- 
lig und familienfreundlich. 

(Heiterkeit) 

Fünftens. Löwen sind das Symbol für 
Macht und Tapferkeit. 

Und sechstens. Im Brockhaus - auch 
einem baden-württembergischen Produkt" 

(Heiterkeit) 

habe ich folgende Definition gefunden: 
„Der Löwe ist eine nachtaktive Großkat- 
ze." 

(Heiterkeit und Beifall) 

Meine Damen und Herren, alle Assozia- 
tionen mit lebenden Personen sind frei ef' 
funden. 

Herr Bundeskanzler, der Löwe aus Baden- 
Württemberg möge seinen Platz neben 
dem Pfälzer Löwen finden! 

Meist schauen die Löwen 
zunächst nur zu, wenn die 
Löwinnen die Jagd einbringei^ 

„Das mit dem Löwen hat mir gut gefal- 
len", bedankt sich Helmut Kohl für das 
Geschenk bei Erwin Teufel und unter- 
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r,cht Applaus und Heiterkeit der Dele- 
° erten mit zwei eigenen Assoziationen 
?Ur nachtaktiven Großkatze: 

••• bevor Sie jetzt applaudieren: Er hat ei- 
Jn^wichtigen Punkt weggelassen. Zur 
. ^nrheit gehört auch, daß die männlichen 

Owen ziemlich faul sind und die weibli- 
er> Löwen die Arbeit machen müssen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

^ lst von den Zoologen längst nachge- 
sch Sen' daß die Löwen zunächst meist zu- 
.    auen, wenn die Löwinnen die Jagd ein- 
st.

lngen. Ich will jetzt nichts zu der Ab- 
"ttrnung am Mittwoch sagen, 

(Heiterkeit) 

aber das ist ein ganz interessanter Punkt. 

Und da ist noch etwas, Erwin Teufel. Heu- 
te abend kommt Theo Waigel. Wenn er 
schon da wäre, würde ich ihm jetzt sagen: 
„Der Löwe ist auch das Pfälzer Wappen- 
tier." Was die Bayern nicht so gerne 
hören: Der Pfälzer Löwe ist der Vater des 
bayerischen Löwen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Wenn man auf 50 Jahre CDU und CSU 
zurückblickt, muß man das gelegentlich 
einmal sagen. Das tut einem gut. • 
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Wolfgang Schäuble: 

Mut zur Zukunft 
74 Millionen Deutsche leben friedlich 
miteinander vereinigt zusammen mit sie- 
ben Millionen Ausländern in einem 
Staat, der seinen Einwohnern individuel- 
le Freiheit, kollektiven Wohlstand und 
soziale Sicherheit in einem Maß garan- 
tiert, wie dies in einem deutschen Ge- 
meinwesen nie zuvor der Fall war. 
Das ist ein Zitat. Es stammt von Henryk 
Broder, und es fand sich jüngst in einem 
jener Magazine, von denen unser Vorsit- 
zender sagt, daß wir sie lieber nicht lesen 
sollten. 
Man kann gleichwohl jedes Wort davon 
unterschreiben. Es bringt die historische 
Leistung der Christlich Demokratischen 
Union in 13 Jahren Regierungsverantwor- 
tung für Deutschland auf den Punkt. 
Das Werk lobt den Meister. Lieber Hel- 
mut, unter deiner Führung ist Deutschland 
das geworden, was es heute ist: ein in 
Frieden und Freiheit wiedervereintes 
Land, ein blühendes Gemeinwesen, ge- 
schätzt, auch bewundert von seinen Nach- 
barn und in der ganzen Welt. Dafür sagen 
wir dir von Herzen Dank. 
Gestern ist auf den Tag genau ein Jahr seit 
der Bundestagswahl vergangen. Es war 
ein erfolgreiches Jahr. Wir haben bewie- 
sen, daß wir auch bei knappen Mehrheiten 
zu gestaltender Politik fähig bleiben. Un- 
sere Erfolge zeigen, daß wir auf dem rich- 
tigen Weg sind. Kaum eine Regierung zu- 
vor war ein Jahr nach der Wahl von einer 
so breiten Zustimmung getragen wie die 
Regierung Helmut Kohl heute. Die Men- 
schen spüren, daß wir Wort halten, daß auf 
uns Verlaß ist, und die Menschen können 

darauf vertrauen, daß das so bleiben wird. 
Unsere Bilanz kann sich sehen lassen. Wir 
haben vor zwei Wochen zum fünftenmal 
den Tag der Wiedervereinigung unseres 
über vier Jahrzehnte geteilten Vaterlandes 

Bericht des Vorsitzenden 
der CDU/CSU- 

Fraktion im 
Deutschen Bundestag 

feiern können - im Zeichen einer gewalti' 
gen Aufbauleistung im Osten, im Zeichen 
sich angleichender Lebensverhältnisse, ei- 
nes wachsenden Optimismus bei den 
Menschen in den neuen Ländern. Ich fin- 
de, wir haben den Tag würdig gefeiert, 
und zum Feiern war auch Anlaß, für die 
Menschen im Osten genauso wie für die 
im Westen, denn die deutsche Einheit 
macht uns alle reicher. 
Trotz dieser historisch einmaligen Solidp1"' 
leistung der Deutschen sind die Preisstei- 
gerungsraten und die Zinsen in Deutsch- 
land heute so niedrig wie seit sieben Jah- 
ren nicht mehr, verzeichnen wir ein steti- 
ges Wirtschaftswachstum, das voraus- 
sichtlich auch in den nächsten Jahren an- 
halten wird, ist unsere Mark stabil geblie- 
ben, floriert der Export, verstärkt sich die 
Binnennachfrage. 
Trotz der einmaligen Sonderbelastungen 
zur Bewältigung der deutschen Teilung 
haben OECD wie Internationaler 
Währungsfonds unsere Finanzpolitik als 

^J 
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^bildlich für alle Industrieländer be- 
lehnet und ihr Gütezeichen verliehen. 
rotz der Doppelbelastung des Bundes- 

haushalts durch Folgen der Teilung wie 
er überwundenen Rezession werden die 

^usgaben des Bundes 1996 erstmals seit 
en 50er Jahren nicht steigen, sondern sin- 

ken- ein beispielloser Kraftakt, den vor 
len Dingen unser Freund Theo Waigel 

u schultern hatte und für dessen Bewälti- 
gung er unseren Dank und unsere Aner- 
Kennung verdient. 

ir haben in diesen zwölf Monaten das 
jjhressteuergesetz 1996 verabschiedet, 

Jt der Freistellung des Existenzmini- 
p u"is und mit der Weiterentwicklung des 

drr>ilienlastenausgleichs zu einem sozial 
^gewogenen Familienleistungsaus- 

* eich. Wir haben unsere Vorstellungen 
s^

r Reform der Sozialhilfe, der Arbeitslo- 
v 

nbilfe und der Ausbildungsförderung 
. rgelegt. Wir haben Vorkehrungen zur 

erbesserung des Klimaschutzes und zur 

Minderung der CC>2-Belastung der Luft 
auf den Weg gebracht. Wir verzeichnen 
Erfolge bei der Kriminalitätsbekämpfung, 
bei der Abwehr des Asylmißbrauchs. 
Die Bundestagsfraktion hat mit Blick auf 
die Regierungskonferenz 1996 Vorstellun- 
gen entwickelt, wie die Europäische Uni- 
on handlungs- und entscheidungsfähiger 
werden kann. Und wir haben mit unserem 
Beschluß, der Entsendung deutscher Ver- 
bände zur Unterstützung der Truppen der 
Vereinten Nationen auf dem Balkan zuzu- 
stimmen, gezeigt, daß wir zu unseren in- 
ternationalen Verpflichtungen stehen, daß 
wir uns nicht scheuen, zur Sicherung des 
Friedens in Europa unseren Beitrag einzu- 
bringen. 
Es ist auch dem gemeinsamen, entschlos- 
senen und verantwortungsbewußten Han- 
deln von 294 Abgeordneten der 
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bun- 
destag zu verdanken, daß diese Erfolge 
zustande kamen. 
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Ich will mich bei dieser Gelegenheit 
bei meinem Stellvertreter, dem Vor- 
sitzenden der CSU-Landesgruppe, 
Michael Glos, herzlich dafür bedan- 
ken, daß wir so eng miteinander zu- 
sammenarbeiten. Das gilt auch für 
alle anderen stellvertretenden Frakti- 
onsvorsitzenden, für Gerhard Fried- 
rich, Heiner Geißler, Paul Krüger, 
Hans-Peter Repnik, Hannelore 
Rönsch, Rupert Scholz und Rudi 
Seiters. In der Sprache von Volker 
Rühe: eine starke Truppe! 

Die Leistungsbilanz unseres parlamentari- 
schen Gegenspielers sieht, soviel ist si- 
cher, anders aus. Man hat ja im Moment 
schon das Gefühl, eine Pietätlosigkeit zu 
begehen, wenn man sich überhaupt zur 
SPD äußert. 
Bei jeder Pressekonferenz, die die Partei 
ansetzt, fragt man sich unwillkürlich, wer 
jetzt wohl das Handtuch werfen wird, und 
befürchtet das Schlimmste. Die südbadi- 
schen SPD-Kreisvorsitzenden sollen die- 
ser Tage beschlossen haben, daß SPD-Mit- 
glieder vor Einschalten der Nachrichten 
im Auto zur Sicherheit einen Parkplatz 
aufsuchen sollen. 
Trotzdem: Zur Schadenfreude besteht nur 
begrenzt Anlaß. Denn in Wahrheit schadet 
das, was die SPD seit Wochen und Mona- 
ten - und gestern schon wieder; Peter 
Hintze hat es gesagt - aufführt, schadet 
das Verhalten nahezu ihres gesamten noch 
verbliebenen Führungspersonals dem An- 
sehen der Politik, schadet der Demokratie 
in unserem Land. 
Da bedenkt die Ministerpräsidentin eines 
deutschen Bundeslandes den Vorsitzenden 
ihrer Partei mit einem Ausdruck, der laut 
Wörterbuch eine schwere psychische Er- 
krankung bezeichnet. Verkommener, ab- 
stoßender geht es kaum noch. 
Das wird auch nicht dadurch besser, daß 
sie dann drei Wochen später ihrem Vorsit- 
zenden demonstrativ den Rücken stärken 

will und erklärt, wenn sich der Parteitag 
zusammenraufe, könne sich der Vorsitzen- 
de für alle Ewigkeiten halten. Als Kanzler- 
kandidatenkandidat soll er uns recht sein, 
zumal die Eichel, Schröder oder Lafontai- 
ne ja auch nicht besser sind. 
Die Quittung erteilt der Wähler. Wir haben 
Ende Juni in Frankfurt einen großartigen 
Sieg mit Petra Roth errungen. 
Die CDU ist vor wenigen Wochen in der 
einst klassischen SPD-Hochburg Bremer- 
haven die mit Abstand stärkste Partei ge- 
worden. Unsere Freunde haben dort das 
beste Ergebnis ihrer Geschichte erzielt. 

Und wir haben gute Chancen, am 
kommenden Wochenende auch die 
Wahl in Berlin zu unseren Gunsten zu 
entscheiden. In Berlin steht viel auf 
dem Spiel. Wir müssen verhindern, 
daß sich in der deutschen Hauptstadt 
wiederholt, was die SPD in Sachsen- 
Anhalt begonnen hat: die Beteiligung 
der SED-Nachfolgepartei an der Re- 
gierung. Was eine rot-grüne Stadtre- 
gierung in Berlin mit der PDS als stil- 
lem oder weniger stillem Teilhaber für 

den Aufbauprozeß der deutschen 
Hauptstadt bedeuten würde, braucht 
man niemandem zu erklären. 

Herr Scharping hat in der vergangenen 
Woche im Bundestag gemeint: „Wenn 
man auf Kassandra gehört hätte, wäre Tro- 
ja nicht gefallen." Mir scheint, es wäre 
wichtiger, daß er aufpaßt, daß die SPD nnf 

ihrer Zusammenarbeit mit der PDS nicht 
zum trojanischen Esel wird. 
Die SPD hat aus der Vergangenheit nichts 
gelernt. Sie ist in ihrer Not und Verzweif- 
lung offenbar bereit, den Grundkonsens 
der Demokraten, daß es keine Zusammen' 
arbeit mit Extremisten geben darf, aufs 
Schändlichste zu verraten. Führende SPL' 
Politiker in Brandenburg, in Mecklenburg' 
Vorpommern, in Sachsen, auch die Dame 
in Kiel haben sich immer wieder in die- 
sem Sinn geäußert. In Magdeburg haben 
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sie kürzlich das einjährige Jubiläum ihrer 
Zusammenarbeit mit den Kommunisten 
mit Sekt gefeiert. Ich finde, eine Schwei- 
geminute der Scham und der Schande wä- 
re angemessener gewesen. 

Also, letztlich bleibt nur ein Mittel, 
wenn verhindert werden soll, daß 
sich Gleiches in Berlin oder anders- 
wo in der Republik wiederholt: Wir 
müssen alles daran setzen, daß die 
Union überall so stark wird, daß ge- 
gen uns nicht regiert werden kann. 

Aber bei all dem bleibt entscheidend 
wichtig, daß wir uns durch unsere Erfolge 
und durch die Schwäche der Opposition 
n,cht zu falschen Schlüssen verleiten las- 
sen. Denn es besteht nicht der geringste 
Anlaß, überheblich oder übermütig zu 
Werden. 
ts liegen gewaltige Herausforderungen 
v°r uns: Der Friede bleibt auch in Europa 
gefährdet. Der freiheitliche Rechtsstaat 
"^nß angesichts mancher Auflösungser- 
Scheinungen traditioneller Werte, Normen 

nd Institutionen immer neu gefestigt und 
gegen Extremismus, Intoleranz, auch ge- 
§en die Heimsuchung organisierter Krimi- 
alität geschützt werden. Die Bewahrung 
er natürlichen Lebensgrundlagen wird 

mehr und mehr zur Schicksalsfrage der 
|jnzen Menschheit. Der wirtschaftliche 

ettbewerb um Produktionsstandorte und 
rbeitsplätze wird angesichts der techno- 
gischen Revolution wie der Globalisie- 

mng der Märkte härter. 
ei der Schwäche der Opposition lastet 
e Verantwortung um so mehr auf uns, 
e notwendigen Veränderungen rechtzei- 

: ^durchzusetzen. Die Widerstände gegen 
J fle Veränderung sind groß. Aber Still- 
ü^nd bedeutet immer Rückschritt. Das gilt 

seh S0 mehr in einer Zeit so großer und ra" 
d.ner Veränderungen. Die härteste Nuß, 
hol68 zu knacken g'11'ist die auf einem zu 
k nen Niveau verharrende Arbeitslosig- 

Politik beginnt mit dem Betrachten der 
Realität, hat einst Kurt Schumacher ge- 
sagt. Das gilt auch für die Arbeitsmarktpo- 
litik. Zu dieser Realität gehört, daß auch 
der Arbeitsmarkt dem Wechselspiel von 
Angebot und Nachfrage unterworfen ist. 
Unser Problem ist ja nicht, daß wir einen 
Mangel an Arbeit in Deutschland hätten - 
manche haben das immer noch nicht be- 
griffen -, sondern unser Problem ist, daß 
Arbeit bei uns so teuer geworden ist, daß 
wir zuwenig Nachfrage nach Arbeit zu re- 
gulären Preisen haben. Zumal einfache 
Arbeit ist nirgends so teuer wie in 
Deutschland. 

Wir werden mehr Bewegung am Arbeits- 
markt nur erreichen, wenn auch Arbeits- 
plätze mit geringerer Qualifikation noch 
wirtschaftlich sind. Die Politik der Ar- 
beitszeitverkürzung war ein Holzweg; das 
beginnt sich selbst in den Gewerkschaften 
zunehmend herumzusprechen. 

Wenn man die Statistiken anschaut, 
dann stellt man fest, daß in den letz- 
ten Jahren vor allem die USA, Kana- 
da und Japan kräftige Beschäfti- 
gungszuwächse zu verzeichnen hat- 
ten, und das sind Länder mit über- 
durchschnittlich langen Arbeitszei- 
ten. Dagegen ist der erwartete Be- 
schäftigungsschub durch die Arbeits- 
zeitverkürzung in Deutschland aus- 
geblieben. Daraus müssen doch end- 
lich die richtigen Schlüsse gezogen 
werden! 

Wenn sich auf dem Arbeitsmarkt etwas 
bewegen soll, muß Arbeit kostengünstiger, 
flexibler, auch effizienter eingesetzt wer- 
den, über eine stärker differenzierte Lohn- 
struktur, mit einem größeren Anteil einfa- 
cher industrieller und Dienstleistungstätig- 
keiten, über flexiblere Arbeits- und Be- 
triebszeiten, über saisonale Schwankun- 
gen auffangende Jahresarbeitszeitregelun- 
gen, über die Einrichtung von mehr Teil- 
zeitarbeitsplätzen bis zu befristeten Ar- 
beitsverhältnissen. Dies ist vor allem Auf- 
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gäbe der Tarifpartner, die wir stärker in die 
Pflicht nehmen müssen. Eine Arbeitstei- 
lung, daß die Tarifpartner für Lohner- 
höhungen und die Verteilung von Freizeit 
zuständig sind, der Staat aber die Vollbe- 
schäftigung garantieren soll, und sei e.s, 
indem er einen zweiten Arbeitsmarkt teuer 
subventioniert, kann nicht funktionieren. 
Tarifautonomie heißt eben auch Verant- 
wortung der Tarifpartner. Zur traurigen 
Wirklichkeit auf unserem Arbeitsmarkt 
gehört im übrigen auch, daß wir trotz un- 
serer viel zu hohen Arbeitslosigkeit für 
viele Tätigkeiten kaum deutsche Arbeits- 
kräfte finden. Wir sind noch nicht einmal 
in der Lage, den Bauboom in den neuen 
Bundesländern ohne die Beschäftigung 
ausländischer Kolonnen zu bewältigen. 
Trotz 3,5 Millionen Arbeitsloser werden 
jedes Jahr bis zu 1 Million Ausnahmege- 
nehmigungen vom Anwerbestopp für aus- 
ländische Arbeitskräfte erteilt, weil die be- 
treffenden Arbeitsplätze auf dem deut- 
schen Arbeitsmarkt einschließlich der Eu- 
ropäischen Union nicht zu besetzen sind. 
Das kann und darf so nicht bleiben. 
Deshalb unsere Vorschläge zur Reform 
von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe. Ei- 
ne stärkere Differenzierung von Lohn- 
strukturen nützt wenig, wenn Nettolöhne 
niedriger sind als Lohnersatzleistungen 
oder Sozialhilfeleistungen. 
Damit motiviert man den einzelnen nicht, 
reguläre Arbeit zu suchen. Es muß eben 
der Grundsatz gewährleistet bleiben, daß 
jeder, der arbeitet, ein höheres Einkom- 
men erzielt, als wenn er nicht arbeitet. 

Deshalb brauchen wir stärkere An- 
reize zur Arbeitsaufnahme in Ar- 
beitslosenhilfe wie Sozialhilfe, und 
deshalb muß derjenige, der nicht be- 
reit ist, eine angebotene Arbeit anzu- 
nehmen, obwohl er dazu in der Lage 
wäre, Abschläge bei der Sozialhilfe 
hinnehmen. Anders werden wir Mo- 
tivation und Eigenverantwortung 
nicht verbessern. 

Damit Arbeit billiger werden kann, müs- 
sen auch die Lohnzusatzkosten gesenkt 
werden. Deshalb darf sich die Ausgaben- 
dynamik unserer Sozialversicherungen 
nicht ungebremst fortsetzen. Wir werden 
unser vorbildliches System sozialer Si- 
cherheit nur bewahren können, wenn wir 
Elemente der Sparsamkeit, der Eigenver- 
antwortung, auch der freiwilligen Solida- 
rität stärker nutzen. 
Tabus darf es bei dem Wirken für Wohl- 
stand, soziale Sicherheit und Arbeit nicht 
geben. Wenn wir für mehr Beschäftigung 
sorgen wollen, dürfen wir nicht nur auf 
der Angebotsseite bei den Lohn- und 
Lohnzusatzkosten, sondern wir müssen 
auch auf der Nachfrageseite ansetzen. 
Dazu müssen wir helfen, neue Beschäfti- 
gungschancen in Wachstumsbranchen wie 
der Kommunikations- und Medienindu- 
strie, der Gentechnologie, aber auch im 
Dienstleistungssektor, im Handel und 
auch in privaten Haushalten zu schaffen. 
Die Erschließung neuer Beschäftigungs- 
felder kann uns aber nur gelingen, wenn 
wir konsequent auf Förderung von Inno- 
vation, von moderner Forschung und 
Technologie setzen, auf materielle wie 
ideelle Förderung. Wir müssen uns auf die 
dynamischen Entwicklungsbereiche kon- 
zentrieren, von der Kommunikationstech- 
nik bis zur Luft- und Raumfahrt, vom 
Transrapid bis zu intelligenten Verkehrs- 
leitsystemen, von der Materialforschung 
bis zur Energiewirtschaft, von der Um- 
welttechnologie, der Abfall- und Recy- 
clingwirtschaft bis zu der Medizintechnik 
und den Biowissenschaften. Eine Politik 
der organisierten Fortschrittsskepsis und 
Technikfeindschaft dagegen, wie sie rot- 
grüne Landesregierungen in Hessen und 
anderswo unverdrossen und unbelehrbar 
betreiben, ist eine ernstzunehmende Ge- 
fahr für unseren Wirtschaftsstandort. 
Da kann Herr Fischer noch so viele Papieje 

schreiben, mit denen er nur kaschieren wil • 
daß er Fraktionssprecher in einer Partei de 
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Technikfeindschaft und der Zukunftsver- 
weigerung ist. An ihren Taten, nicht an 
•hren Worten sollt ihr sie erkennen. 

Die Ausbeutung von Neid und Zu- 
kunftsängsten zu politischen 
Zwecken blockiert den Fortschritt 
und verweigert Zukunft. Wir brau- 
chen ein Klima von Forscherfreude, 
Innovationsehrgeiz und Zukunfts- 
mut. Zur Förderung von Innovation 
gehört übrigens auch die Förderung 
von selbständigem, von risikoberei- 
tem Unternehmertum, ein Faktor, 
von dem unser Bundespräsident die- 
ser Tage gesagt hat, er sei die Unruh, 
die das Uhrwerk unserer Wirtschaft 
in Bewegung halte. 

j~s ist doch ein Alarmsignal, daß nur noch 
° Prozent der Berufstätigen in Deutsch- 
land wirtschaftlich selbständig sind. Des- 
halb gehört es zu den elementaren Aufga- 
ben in unserer Gesellschaft, wieder ein 
K'irna zu schaffen, das Vorstöße in wirt- 
Schaftliches Neuland erleichtert und das 
solche Vorstöße, wenn sie erfolgreich 
^lnd, auch honoriert. Wir müssen denen, 

le bereit sind, im Interesse des Fort- 
schritts Risiken zu übernehmen, auch die 
Lhance auf Gewinn einräumen. Das ist 
jjnd bleibt eine entscheidende Antriebs- 

aft für Leistungsbereitschaft und Wachs- 
01 • Anders wird es uns nicht gelingen, 

nseren Wohlstand und unsere soziale 
^cherheit zu erhalten. 
Wir ir müssen auf Initiative, auf Eigenver- 
"fwortung und Mut zum Wagnis setzen. 
lr brauchen eine Kultur zukunftsorien- 

'erten Handelns, nicht des zaghaften Ab- 
artens. Gerade ein rohstoffarmes Land 

s 
le Deutschland bleibt auf die Kreativität 

p6lner Menschen und die Qualität seiner 
^ °dukte angewiesen. Eine Politik, die die 
%f6\xda der Zukunft bestimmen will, muß 
Um    issenschaft und Forschung setzen, 
^ die Weichen für den Erhalt der Urn- 

en wie für die Sicherung von Arbeits- 
p a*zen auch für morgen zu stellen. 

Die natürlichen Lebensgrundlagen müssen 
bewahrt werden. Da lassen wir Christli- 
chen Demokraten uns von niemandem 
übertreffen. Der Streit geht in Wahrheit 
darum, wie wir das schaffen, durch Fort- 
schrittsverweigerung, Investitionsblocka- 
de und bürokratischen Dirigismus, wie die 
Linken meinen, oder durch Nutzen wis- 
senschaftlicher Erkenntnisse und techno- 
logischer Entwicklungen gerade zum 
Zwecke der Erhaltung der Umwelt, was 
unser Weg ist. Übermaß, Maßlosigkeit im 
blinden Glauben an die Machbarkeit wie 
in der hysterischen Ausbeutung menschli- 
cher Angst sind immer falsch. 

Wir setzen auf eine Politik des rech- 
ten Maßes in der Verbindung von 
Fortschritt und Verantwortung, von 
Ökologie und Ökonomie, also Kata- 
lysator statt Tempolimit, schadstoff- 
abhängige Kfz-Steuer statt fünf 
Mark für das Benzin, moderne Ver- 
kehrsleitsysteme statt bloßes Schika- 
nieren der Autofahrer. Das ist unser 
Beitrag für eine umweltverträgliche 
Verkehrspolitik. 

Wir wollen benzolarmes Benzin steuerlich 
stärker begünstigen. Wir werden die erfolg- 
reiche Förderung der Wärmedämmung 
und Emissionsreduzierung im Gebäudebe- 
reich fortsetzen, und wir werden eine neue 
Initiative in der Europäischen Union star- 
ten, damit wir europaweit zu einer Absen- 
kung des Kohlendioxidausstoßes kom- 
men. Das sind Elemente unserer verant- 
wortlichen und erfolgreichen Umweltpoli- 
tik, die wir konsequent weiterentwickeln 
wollen und weiterentwickeln werden. Um- 
welt und Wirtschaftswachstum müssen 
und dürfen keine Gegensätze sein. Dort, 
wo der Sozialismus real existierte, taugte 
die Wirtschaft nichts, und das Ergebnis 
war nicht nur Armut der Menschen, son- 
dern zugleich auch eine deprimierende 
Zerstörung von Natur und Umwelt. Wenn 
Umweltschutz und Arbeitsplätze zu Ge- 
gensätzen werden, dann taugt das für bei- 
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de Ziele nicht, und deshalb dürfen wir das 
Wechselspiel zwischen Ökologie und 
Ökonomie nicht rot-grünen Schreib- 
tischtätern überantworten. 

Zur Wirklichkeit und zu den Problemen 
unserer Tage gehört auch, daß über die 
Hälfte dessen, was in unserem Land er- 
wirtschaftet wird, durch öffentliche Haus- 
halte und Sozialversicherungen in An- 
spruch genommen wird. Das nennt man 
Staatsquote. Das ist zuviel, und deshalb 
muß die Staatsquote wieder zurückgeführt 
werden, so wie uns das in den 80er Jahren 
von 52 Prozent beim Amtsantritt Helmut 
Kohls auf unter 46 Prozent 1989 schon 
einmal gelungen ist. Ich bin auch ganz si- 
cher - ich nehme Wetten an -, wir werden 
das schaffen mit strikter Ausgabenbegren- 
zung bei Bund, Ländern und Gemeinden 
und mit mehr Sparsamkeit und Eigenver- 
antwortung im Bereich sozialer Sicherheit. 

Das bedeutet auch, daß bürokratische Wu- 
cherungen nicht immer hypertropher wer- 
den dürfen. Zur Verwirklichung eines 
schlanken Staats gehört eine Reform der 
öffentlichen Verwaltung mit einem moder- 
nen Dienstrecht, mit einem flexiblen 
Haushaltsrecht. Wir haben den Personal- 
bestand des Bundes bereits erheblich ver- 
mindert und werden dies fortsetzen, im 
nächsten Jahr z. B. um weitere 15.000 
Stellen in der Bundesverwaltung. Auch 
das ist ein Beitrag zur Entbürokratisie- 
rung, der sich sehen lassen kann und der 
auch nachhaltige Wirkung hat. 

Wenn es aber darum geht, staatliches Han- 
deln mehr auf den Kernbereich staatlicher 
Aufgaben zu konzentrieren, dann bedeutet 
es umgekehrt auch, daß diese Aufgaben 
wirksamer erfüllt werden müssen. Für 
mich gehört zu den wirklich unglaubli- 
chen Skandalen der zurückliegenden Mo- 
nate das Maß an Verkommenheit, das die 
Regierung Schröder anläßlich der Chaos- 
tage in Hannover offenbart hat. 

Wenn der Rechtsstaat nicht mehr in 
der Lage ist, den inneren Frieden zu 
garantieren, Recht auch durchzuset- 
zen und Gewalt zu verhindern, dann 
verkommt der Rechtsstaat. Es ist ei- 
ne Schande für unser Land, wenn ta- 
gelang die Bilder um die Welt gehen, 
wie Polizisten wegen einer unfähigen 
Führung zusehen müssen, wie La- 
dengeschäfte geplündert werden, 
wenn Verstärkungen aus anderen 
Ländern nicht zum Einsatz gerufen 
werden. 

In Niedersachsen ist die Polizei vor diesen 
Chaostagen ohne Vorinformation geblie- 
ben, weil Rot-Grün zuvor den Verfas- 
sungsschutz in diesem Lande handlungs- 
unfähig gemacht hat. Die Polizisten muß- 
ten sich in Sportgeschäften Eishockey- 
schoner kaufen, weil die Ausrüstung der 
Polizei in diesem Land so schlecht ist, daß 
sie nicht mehr vor Gewalttätern geschützt 
werden können. 
Auf diese Weise wird Schindluder getrie- 
ben mit den Polizisten und wird Schindlu- 
der getrieben mit unseren Bürgern, die 
darauf vertrauen, daß ihr Staat Frieden, 
Freiheit, körperliche Unversehrtheit und 
Eigentum schützt. Das ist keine lokale An- 
gelegenheit von Hannover oder von Nie- 
dersachsen, sondern ist eine Gefahr für 
den gesamten Rechtsstaat, für den inneren 
Frieden in unserem Land. Im übrigen ist 
es zusätzlich ein Skandal, wenn der zu- 
ständige Ministerpräsident, der ja sonst 
mit Hillu und Handy in den Medien 
prunkt, in den Tagen der Anarchie und des 
Chaos abtaucht und höchstens ein paar 
Sprüche klopft, als ginge ihn das Schick- 
sal seiner eigenen Landeshauptstadt nichts 
an. 
Im übrigen haben wir die rechtsfreien Zu- 
stände nicht nur in Hannover gehabt. An- 
derswo werden sie jahrein, jahraus gedul- 
det. Ich erinnere an die Autonomenhoch- 
burg Göttingen, auch in Niedersachsen ge' 
legen, wo die sogenannte Göttinger Linie 
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Erfochten wird, die darin besteht, dem 
"Schwarzen Block" die Straßen der Stadt 
nach Belieben freizugeben und Straftäter 
"tr Szene außer Verfolgung zu stellen. Ich 
erinnere an die Zustände um Gorleben, wo 
Slch die niedersächsische Landesregierung 
Schlicht weigert, die erforderlichen Maß- 
nahmen zur Sicherung von Transport und 
^ndlagerung zu ergreifen. Das genau ist 
das Ergebnis rot-grüner Politik, hier ist es 
*u besichtigen. Ich bin gespannt, ob Herr 
bischer bald noch ein Papier über den Zu- 
sammenhang von innerem Frieden, Tole- 
ranz und staatlichem Gewaltmonopol 
schreiben wird. 
hn übrigen ist man bei der SPD und bei 
den Grünen fast schon einen Schritt wei- 
er> nicht nur daß man Unrecht duldet, 
J^an ist bereit, Unrecht auch noch zu lega- 
llsieren. Das nennt man Entkriminalisie- 
!^ng. Auf deutsch, wenn ein Delikt nur 
^reichend weit verbreitet ist, wenn die 
jrekämpfung sogenannter Alltagskrimina- 
jtät nur aussichtslos genug erscheint, 
ar)n wird das Ganze zum gesellschaftli- 
hen Phänomen erklärt und als Kavaliers- 

del'kt behandelt. 

Dann wird aus dem Ladendiebstahl 
e»ne bloße Ordnungswidrigkeit. Es 
«Ört sich wie ein Witz an, wie der 
Witz von dem Mönch, der auch am 
Freitag auf sein Fleisch nicht verzich- 
ten möchte und deshalb sein Steak 
auf den Namen Fisch tauft. Aber es 
,st bitter ernst; so verkommt der 
Rechtsstaat. 

Ur den inneren Frieden in unserem Land 
, es genauso wichtig, daß wir die Politik 
er Steuerung und Begrenzung von Zu- 
anderung konsequent fortsetzen. Was 
are unserem Land, was wäre unseren 

^Usländischen Mitbürgern erspart geblie- 
^en> wenn sich die SPD dieser Politik 

lcht um Jahre verweigert hätte! 
^as macht die SPD heute? Die SPD- 

§>erten Länder verhängen gegen die 

Rechtslage Abschiebestopps. Das heißt, 
daß auch Asylbewerber, die eindeutig kei- 
nen Anspruch auf Asyl haben, das Land 
nicht verlassen müssen. So etwas spricht 
sich natürlich in den Herkunftsländern 
herum. Der Rückgang der Asylbewerber- 
zahlen hängt entscheidend damit zusam- 
men, daß sich die bessere Bekämpfung 
von Asylmißbrauch und Schlepperbanden 
in den Herkunftsländern herumgesprochen 
hatte. Wer jetzt den Asylkompromiß schon 
wieder in Frage stellt, der gefährdet die 
Toleranz gegenüber ausländischen Mitbür- 
gern und den inneren Frieden in unserem 
Land. 

Angesichts der dann wieder in sich 
zusammengebrochenen Aufregung 
um die Abschiebung von sieben Su- 
danesen sage ich auch: Für den inne- 
ren Frieden in unserem Land und 
für das friedliche Zusammenleben 
der Menschen tut ein Innenminister, 
der eine rechtsstaatlich einwandfreie 
Entscheidung durchhält, mit Sicher- 
heit mehr, als zehn Lichterketten da- 
nach wieder wettzumachen vermö- 
gen. 

Er tut es nicht zuletzt für diejenigen, die 
zu Recht bei uns Asyl finden und die auch 
in Zukunft bei uns Asyl finden sollen, für 
diejenigen, die hier rechtmäßig leben und 
unbehelligt und sicher leben sollen. 
In diesen Tagen gibt es zum erstenmal 
Hoffnung auf ein Ende des unsäglichen 
Kriegs, des Gemetzels und der Verbrechen 
im ehemaligen Jugoslawien, in Bosnien- 
Herzegowina. Es gibt zum erstenmal 
Hoffnung auf eine politische Lösung. Es 
zeigt sich zugleich, daß sich die Chance 
für eine Lösung erst in dem Moment auf- 
getan hat, als die barbarischen Aggresso- 
ren auf entschiedenen und entschlossenen 
Widerstand gestoßen sind und keine Se- 
kunde vorher. 

Die Lehre ist bitter, aber sie ist notwendig. 
Wir werden auch in Zukunft den Frieden 
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nur sichern können, wenn jeder, der zur 
Durchsetzung seiner Ziele militärische 
Mittel anwenden will, weiß, daß er auf 
entschiedenen und überlegenen Wider- 
stand der zivilisierten Völkergemeinschaft 
stoßen wird. Dazu müssen wir Deutsche 
unseren Beitrag leisten, dazu brauchen wir 
ein handlungsfähiges Europa, und dazu 
brauchen wir auch in Zukunft die Atlanti- 
sche Allianz. Das ist die entscheidende 
Voraussetzung für unsere gemeinsame 
Zukunft in Frieden und Freiheit. 

Es beweist sich wieder - in Karlsruhe 
muß man das gelegentlich sagen -: 
Die Soldaten der Bundeswehr sind 
keine Mörder, ganz im Gegenteil. Die 
Soldaten der Bundeswehr dienen 
dem Frieden, und sie verdienen unse- 
ren Dank und unseren Respekt für 
ihren Dienst, übrigens auch für die 
großartige Haltung, die sie in diesen 
Wochen bewiesen haben. Sie haben 
ein hervorragendes Beispiel gegeben. 
Ich möchte in diesen Dank ausdrück- 
lich Volker Rühe für seine ebenso 
klare und besonnene Haltung 
einschließen. 

Wenn man sieht, mit welcher Nüchternheit 
und mit welchem selbstverständlichen 
Pflichtgefühl unsere Soldaten ihren 
schwierigen und gefahrvollen Dienst tun, 
dann wird um so mehr deutlich, wie küm- 
merlich sich die Sozialdemokraten in die- 
ser Frage verhalten. 

Daran muß man erinnern. Als der Einsatz 
der Bundeswehr-Tornados notwendig ge- 
worden war, bestand der einzige Beitrag 
der Sozialdemokraten, die im Bundestag 
nicht zugestimmt hatten, in dem Versuch, 
diesen Einsatz als nicht rechtmäßig, als 
nicht vom Beschluß des Bundestags ge- 
deckt in Zweifel zu ziehen. Was tut man 
eigentlich den Soldaten an, die in einem 
lebensgefährlichen Einsatz sind, wenn 
man zu Hause darüber räsoniert, ob das 
rechtlich ausreichend gedeckt sei? Dann 
hat sich in der Sitzung des zuständigen 

Bundestagsausschusses herausgestellt - 
die Sozialdemokraten haben zunächst ge- 
sagt, sie seien nicht rechtzeitig informiert 
worden -, daß sie ihre Unterlagen nicht 
gelesen hatten. Es ist schon erbärmlich, 
wie die Linke versagt. 

Die Christlich Demokratische Union 
muß und wird die Partei der eu- 
ropäischen Einigung bleiben, so wie 
wir die Partei der deutschen Einheit 
sind. Wir haben das mit dem gestern 
verabschiedeten Leitantrag zur Eu- 
ropapolitik erneut unter Beweis ge- 
stellt. Der Weiterbau an der europäi- 
schen Einheit - das wird durch die 
Erfahrung auf dem Balkan so drin- 
gend belegt -, ist das wichtigste Pro- 
jekt deutscher Politik bis zur Jahr- 
tausendwende und darüber hinaus. 

Deswegen sage ich auch: Die Währungs- 
union darf nicht scheitern. Dazu muß die 
europäische Währung so stabil sein, wie 
es die D-Mark ist, wenn die CDU/CSU in 
Bonn regiert. 
Täuschen wir uns nicht: Da wird noch vie' 
Überzeugungsarbeit bei den Menschen zü 

leisten sein. Wir müssen die Menschen fö* 
den Gedanken und für die Richtigkeit und 
Notwendigkeit der europäischen Währung 
wie der europäischen Einigung gewinnen- 
Ich sage Ihnen vorher: Lafontaine, der 
jetzt auf Scharping losgeht -jeden Tag en1 

neuer, wenn ich da richtig gelesen habe •*•> 
schürt die Ängste gegen die europäische 
Währungsunion genauso, wie er im Jahre 
1990 die Ängste gegen die deutsche Ein- 
heit geschürt hat. Machen wir uns darüber 
keine Illusionen. 
Da ich gerade bei der Zeitungslektüre von 
heute bin, muß ich noch etwas sagen: Her" 
Scharping hat erklärt, die SPD habe wie- 
der Tritt gefaßt. Ich habe das Gefühl, er 
faßt Tritte wie andere Essen. 
Aber Spaß beiseite. Täuschen wir uns 
nicht: Die Europäische Union steht - des' 
wegen darf die Währungsunion nicht 

J 



WOLFGANG SCHäUBLE UiD 32/1995 • Seite 29 

scheitern, denn der, der zurückgeht, ris- 
kiert mehr als nur den Aufschub eines Pro- 
jektes nach dem Motto „wenn wir es jetzt 
n|cht machen, dann in zehn Jahren" - an 
einer entscheidenden, vielleicht sogar an 
der alles entscheidenden Wegmarke. 

Im Zuge der im nächsten Jahr begin- 
nenden Regierungskonferenz wird 
sich entscheiden, ob die Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Union bereit 
sind, den Weg der europäischen Eini- 
gung weiterzugehen und unumkehr- 
bar zu machen. Das ist eine Schick- 
salsfrage für ganz Europa, aber auch 
und gerade für uns Deutsche. 

^ürde sie negativ beantwortet, wäre da- 
"^it für lange Zeit die Chance vertan, un- 
tren alten Kontinent zu einen und so 
Rieden und Freiheit dauerhaft zu sichern. 
Jn einer Welt, die immer mehr zusammen- 
backt und in der die Konkurrenz härter, die 
Entwicklungen dynamischer und die Wirt- 
schaftsräume größer werden, in einer sol- 
chen Welt können wir auch wirtschaftli- 
hes Wachstum und soziale Sicherheit in 
'nem geeinten Europa viel besser bewah- 
en und zugleich unserer Verantwortung 
Ur diese eine Welt besser gerecht werden. 

eshalb müssen wir alles daran setzen, 
daß Maastricht II ein Erfolg wird und daß 

lr die Herzen der Menschen für den 
0rtgang der Einigung gewinnen. Wir 

j   Ssen an der europäischen Einheit wei- 
rbauen, mutig, beharrlich, auch durch 
Uckschläge und Widerstände unbeirrbar. 

unseren Tagen wird viel über eine 
ochsende Orientierungskrise, über Indi- 

lQUalisierung und Bindungsverluste des 
odernen Menschen, über Ichbezogen- 

en, über die Auflösung gewachsener Ge- 
meinschaften geklagt. Ich fürchte, nicht 
^Ur zu Unrecht. Wenn wir solchen Ent- 

'eklungen etwas entgegensetzen wollen, 
ann müssen wir die Orientierung geben- 
en, die Gemeinschaft verbindenden Ele- 

mente stärken und neu beleben. Das sind 
in erster Linie die gemeinsamen Wertüber- 
zeugungen unseres abendländischen Kul- 
turkeises, Werte wie die Würde der Per- 
son, verantwortete Freiheit, Gleichheit 
und Gerechtigkeit, Solidarität und Mit- 
menschlichkeit. 

Diese Werte wurzeln in unserer christlich 
geprägten kulturellen Tradition und Über- 
lieferung. 

Ernst-Wolfgang Böckenförde hat ein- 
mal die Frage gestellt - ich zitiere -, 
„ob nicht auch der säkularisierte 
weltliche Staat letztlich aus jenen in- 
neren Antrieben und Bindungskräf- 
ten leben muß, die der religiöse Glau- 
be seiner Bürger vermittelt", und er 
hat es als das große Wagnis des mo- 
dernen Staates bezeichnet, daß er in- 
sofern von Voraussetzungen lebt, die 
er selbst nicht garantieren kann. 

In meinen Augen war es der entscheiden- 
de Fehler des Kruzifix-Urteils des Bun- 
desverfassungsgerichts, nicht erkannt zu 
haben, daß auch Verfassungsrecht und 
Verfassungsrechtsprechung von Vorausset- 
zungen leben, die allem gesetzten Recht 
vorgelagert sind. 

Das jüngst erschienene Statistische Jahr- 
buch für die Bundesrepublik Deutschland 
berichtet wieder von einem Rückgang der 
Eheschließungen, von einem Rückgang 
der Geburten, einer Zunahme der Ehe- 
scheidungen. In einer Zeit, die über mehr 
Wohlstand verfügt als alle uns bekannten 
früheren Zeiten, sind wir offenbar nicht 
mehr in der Lage, die Stabilität der Gene- 
rationen einigermaßen im Gleichgewicht 
zu halten. Das muß etwas mit Lebensein- 
stellung und Mut zur Zukunft zu tun ha- 
ben. Ohne Gemeinschaft kann der Mensch 
nicht leben. Deshalb müssen wir die Fami- 
lie stärken, deshalb stellen wir uns der 
Verantwortung für kommende Generatio- 
nen, was übrigens auch Grundlage jeder 
Umweltpolitik sein muß. 
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Freiheitliches Zusammenleben setzt auf 
Werte, Tugenden, auch institutionelle Vor- 
kehrungen, setzt auf Leistungsbereitschaft, 
auf Engagement, auf freiwillige Solida- 
rität, auch auf Mäßigung und Verzicht auf 
Übermaß. Freiheit und Verantwortung 
gehören zusammen wie Rechte und 
Pflichten und wie Zukunft und Zuversicht. 
Ohne Hoffnung ist der Mensch arm. 

So groß die Probleme und Heraus- 
forderungen auch sein mögen: Keine 
Generation vor uns hatte großartige- 
re Möglichkeiten, und deshalb haben 
wir weder Grund noch Recht zur Re- 
signation. Die Zukunft ist offen, es 
liegt an uns selbst, welche Beiträge 
wir leisten. Daraus wachsen Zuver- 
sicht, Lebensfreude, Mut zur Zu- 
kunft. 

In einer Zeit von Orientierungsnöten und 
wachsender Bindungslosigkeit werden wir 
auch auf die Integrationskraft der großen 
Volkspartei angewiesen bleiben. Sie, die 
große Volkspartei Christlich Demokrati- 
sche und Christlich-Soziale Union, ist eine 
institutionelle Vorkehrung gegen 
jede Versuchung zum Populis- 
mus, der ja kein Problem wirklich 
lösen und Zukunft nicht gestalten 
kann. Für die Zukunft unseres 
Landes bleiben die Stärke, die 
Geschlossenheit und Entschlos- 
senheit der Christlich Demokrati- 
schen Union entscheidend. Daran 
sollten wir immer denken. 
Unsere Politik gründet auf unse- 
ren Wert-überzeugungen, unse- 
rem Bild vom Menschen, gründet 
in unseren Vorstellungen von der 
Ordnung menschlichen Zusam- 
menlebens. Kollektivistische Sy- 
steme, die wie Kommunismus 
oder Nationalsozialismus das In- 
dividuum aus dem Blick verloren 
haben, haben in diesem Jahrhun- 
dert weiß Gott zuviel Elend über 
die Menschheit gebracht; aber der 

schrankenlose Individualismus ist zur Ge- 
staltung von Zukunft ebensowenig geeig- 
net, weil er die Eskalation von Interessen- 
konflikten nicht verhindert und weil er zu- 
vor schon über die Tabuisierung von Be- 
sitzständen zur Erstarrung kommt und In- 
novation verhindert. 

Deshalb müssen wir auf die immer neu zu 
justierende Balance zwischen Individuum 
und Gemeinschaft setzen, müssen wir je- 
der immer zerstörerisch wirkenden Abso- 
lutierung wehren, setzen wir auf Maß und 
Ausgleich - zwischen Wirtschaft und So- 
zialem, Ökonomie und Ökologie, zwi- 
schen Nation und Europa, Freiheit und 
Recht, Arm und Reich, Nord und Süd. So 
arbeiten wir für Frieden und Toleranz. 
Darin liegt unser Beitrag, um die Zu- 
kunftsaufgaben zu meistern, und das ist 
der Weg der Union ins nächste Jahrhun- 
dert. 

(Lang anhaltender Beifall — 
Die Delegierten erheben sich von 

ihren Plätzen) 
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Wahl eines 

stellvertretenden 

Vorsitzenden 

Nachwahl eines 

Mitgliedes 

des Präsidiums 

Christoph Bergner, vorsit- 
2ender der CDU-Fraktion im Land- 
jag von Sachsen-Anhalt, wurde mit 
folgendem Ergebnis gewählt: 

Abgegebene Stimmen: 753 

Ungültige Stimmen:    3 

Enthaltungen: 23 

Gültige Stimmen:   727 

Mit Ja stimmten: 689 
das sind 94,77% 

Mit Nein stimmten:   38 

Rainer Eppelmann, Vorsit- 
zender der Christlich Demokrati- 
schen Arbeitnehmerschaft wurde 
mit folgendem Ergebnis gewählt: 

Abgegebene Stimmen: 660 

Ungültige Stimmen: •/. 

Enthaltungen: n 

Gültige Stimmen:    649 

Mit Ja stimmten: 618 

das sind 95,22% 

Mit Nein stimmten:   31 
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Günter Rinsche 

Erfolgversprechende Initiativen für 
die Lösung der Probleme, die den 
Bürgern auf den Nägeln brennen 

Der Wahlsieg der CDU/CSU in der Eu- 
ropa-Wahl am 12. Juni 1994 hat der 
deutschen Delegation in der EVP-Frak- 
tion eine große Verantwortung übertra- 
gen. Die damit verbundenen Aufgaben 
und Verpflichtungen entsprechen der 
besonderen Rolle von CDU und CSU als 
den deutschen Europa-Parteien, sie sind 
gekoppelt an die hohen Anforderungen, 
die europaweit an uns gestellt werden, 
und sie sind eine Konsequenz der geo- 
graphischen Lage, der geschichtlichen 
Entwicklung, der wirtschaftlichen 
Stärke und der politischen Bedeutung 
Deutschlands in Europa. 
Unmittelbar nach Ende des zweiten Welt- 
krieges hat der große französische Dichter 
Paul Claudel geschrieben: „Deutschland 
ist nicht dazu da, die Völker zu spalten, 
sondern sie zu versammeln. Seine Rolle ist 
es: Übereinstimmung zu schaffen, all die 
unterschiedlichen Nationen, die es umge- 
ben, spüren zu lassen, daß sie ohne einan- 
der nicht leben können, daß sie aufeinan- 
der angewiesen sind." 

Dieses Wort des christlich-demokratischen 
Denkers Paul Claudel ist für uns, die 47 
Europaabgeordneten der CDU/CSU, 
Richtschnur unserer Arbeit in der EVP- 
Fraktion, im Europäischen Parlament und 
in ganz Europa. 

CDU/CSU für Jacques Santer 
Integrieren statt intrigieren und spalten! 
Dieser Leitsatz bestimmte auch unser Ver- 

halten bei der Einsetzung der neuen Eu- 
ropäischen Kommission, die erstmals 
durch ein Votum des Europäischen Parla- 
ments demokratisch legitimiert wurde. 
Aus parteitaktischen Gründen hatten sich 
Sozialisten, Grüne und umgetaufte Kom- 

Bericht des Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Gruppe in 
der EVP-Fraktion des 
Europäischen Parlaments, 
Günter Rinsche, MdEP 

munisten gegen die Nominierung des 
Christdemokraten und luxemburgischen 
Ministerpräsidenten, unseres Freundes 
Jacques Santer ausgesprochen. 
Es ist den rastlosen Bemühungen der 
EVP-Fraktion unter der umsichtigen 
Führung unseres Fraktionsvorsitzenden 
und Freundes Wilfried Martens gelungen 
und ihnen zu verdanken, daß mit unserem 
Parteifreund Jacques Santer ein kompeten' 
ter und sehr erfahrener Europäer als Präsi' 
dent der Kommission für die Einigung Fu' 
ropas arbeiten kann. Wir danken ihm für 
seine Tätigkeit. 
Die mit Spannung erwartete Abstimmung 
am 21. Juli 1994, die mit 260 Stimmen tuf 
Jacques Santer bei 238 Gegenstimmen d* 
parteipolitische Konstellation im Europa1' 
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sehen Parlament anzeigte, wurde von der 
Mailänder Zeitung „Corriere della Sera" 
als politische Spaltung des Europäischen 
Parlaments kritisiert. 
Nach intensiver Anhörung der designier- 
en Kommissare bestätigten dann aber am 
18. Januar 1995 die europäischen Abge- 
°rdneten Jacques Santer und seine Mann- 
schaft mit 417 Ja-Stimmen bei 104 Ge- 
genstimmen und 59 Enthaltungen. 
Ich möchte auch an dieser Stelle unseren 
freunden Jacques Santer und Wilfried 
Wartens herzlichst für erfolgreiche Arbeit 
und für eine sehr gute Zusammenarbeit 
mit uns, der CDU/CSU im Europäischen 
Parlament, danken. 

Wahl des europäischen 
Bürgerbeauftragten 
j^ni 12. Juli 1995 hat das Europäische Par- 
anient den ersten europäischen Bürgerbe- 

auftragten gewählt. Der Kandidat der 
£VP-Fraktion, ein deutscher Christdemo- 
^•"at, dessen hohe Qualifikation für dieses 
J^nit von allen Seiten anerkannt wurde, er- 

lelt im ersten Wahlgang die mit Abstand 
nöchste Stimmenzahl. Im dritten Wahl- 
*&ng wurde aber aufgrund von Abspra- 
nen der Sozialisten mit anderen Gruppen 
er Finne Jacob Södermann gewählt. 

. e,t September 1995 kann sich nunmehr 
Jeue Bürgerin und jeder Bürger der Eu- 
°Paischen Union mit persönlichen Kla- 

§en über Mißstände und Fehlverhalten di- 
kt an den Bürgerbeauftragten wenden. 

p ir werden mit dafür sorgen, daß der EP- 
e^tionsausschuß eng mit dem Bürgerbe- 
ttragten zusammenarbeitet, damit den 

2.roffenen Bürgern möglichst schnell und 
effiz 
Wi 

"ent geholfen werden kann. 
lr haben die begründete Hoffnung, daß 

r 
u diesen Initiativen unser Ziel eines Eu- 

°Pas der Bürger wieder ein Stück näher 
brückt ist. 

CDU/CSU-Initiativen zur 
Lösung von Schlüsselproblemen 
„Leben ist Problemlösen" sagte der Philo- 
soph Karl Popper. Dies gilt auch für die 
Arbeit in den Fachausschüssen des Eu- 
ropäischen Parlaments, in denen deutsche 
Christdemokraten mit großem Engage- 
ment, mit Sachverstand und mit erfolgver- 
sprechenden Initiativen für die Lösung 
solcher Probleme arbeiten, die unseren 
Bürgern auf den Nägeln brennen. 

Schlüsselworte sind hier u.a.: 

• Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeits- 
plätze zur mittelfristigen Überwindung der 
strukturellen Arbeitslosigkeit in Europa; 

• Förderung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen; 

• Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Industrie durch Forschung, 
technologische Zusammenarbeit, Deregu- 
lierung und Entbürokratisierung; 

• grundlegende Verbesserung der eu- 
ropäischen Umweltqualität; 

• Bekämpfung der international organi- 
sierten Kriminalität. 

Für diese und andere Schlüsselprobleme 
haben deutsche Christdemokraten als Be- 
richterstatter, als Obleute und als Aus- 
schußvorsitzende realistische Vorschläge 
und Lösungsmöglichkeiten analysiert, er- 
arbeitet und in die parlamentarische De- 
batte eingebracht. 

Steigende Bedeutung der Finanz- 
kontrolle und Ausgabeneffizienz 
Lassen Sie mich nun ein heikles und sen- 
sibles Thema ansprechen. In der europäi- 
schen und vor allem in der deutschen Öf- 
fentlichkeit findet die Ausgabenpolitik der 
Europäischen Union ein zunehmendes, 
teilweise emotionsgeladenes Interesse. 
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Dies ist verständlich in Ländern, in denen 
die Grenzen der Abgabenbelastung er- 
reicht und teilweise überschritten sind, 
und Meldungen - mit unterschiedlichem 
Wahrheitsgehalt - über „Brüsseler Ver- 
schwendung" und europäischen Subventi- 
onsbetrug die Steuerzahler in Zorn verset- 
zen. 
Wir - die CDU/CSU-Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments - nehmen diese 
Kritik und die damit verbundene Proble- 
matik sehr ernst. Wer Probleme lösen will, 
darf Probleme nicht leugnen. Es gilt, Tat- 
bestände zu ermitteln, Fehlentwicklungen 
und Schwierigkeiten zu untersuchen sowie 
Methoden und Maßnahmen zur Problem- 
lösung anzuwenden. 
Der EU-Haushalt hat jetzt ein Volumen 
von 76,5 Milliarden ECU, das sind etwa 
145 Milliarden DM. Dies ist in absoluten 
Zahlen schon eine beachtliche Summe. Im 
Vergleich mit anderen Größen, etwa dem 
Bruttosozialprodukt oder den nationalen 
Budgets, ist es relativ wenig, verdient aber 
dennoch unsere volle Aufmerksamkeit. 
Deutschland finanziert den Haushalt der 
EU zu etwa 30 Prozent. Der sogenannte 
Brüssel-Transfer wird 1996 rund 45 Milli- 
arden DM betragen. Die politische Bewer- 
tung dieser deutschen Finanzierungssum- 
men darf sich aber nicht nur auf die fiska- 
lischen Aspekte beschränken, sondern 
muß auch die gesamtwirtschaftliche Ko- 
sten-Nutzen-Rechnung in die wertende 
Betrachtung einbeziehen. Dazu gehören 
eben Ziffern über den deutschen Export in 
die EU-Länder, über den sehr hohen deut- 
schen Lieferanteil am Bau der Transeu- 
ropäischen Netze usw. In der gesamtwirt- 
schaftlichen Kosten-Nutzen-Rechnung, 
einschließlich der beträchtlichen Rück- 
flüsse z. B. für die deutsche Landwirt- 
schaft und die neuen Bundesländer, kann 
Deutschland durchaus als Nutzenmaxi- 
mierer bezeichnet werden. 
Problematischer ist die Tatsache, daß die 
Ausgaben des EU-Haushalts zu 80 Pro- 

zent aus Subventionen bestehen. Nun sind 
Subventionen als Mittel der Politik unver- 
zichtbar - als Öl im Getriebe des Struktur- 
wandels, als soziale Flankierung bei poli- 
tischen Reformen, als Hilfe zur Selbsthilfe 
und auch als Anreiz für Forschung und für 
den Bau von Infrastrukturen für das Euro- 
pa des 21. Jahrhunderts, z. B. bei den 
Transeuropäischen Netzen. 
Unsere besondere Beachtung gilt aber ei- 
nigen negativen Effekten von Dauersub- 
ventionen: 
• Den Zuschwemmeffekten (d. h. das 
Geld fließt in die falschen Taschen), 
• der ruinösen Konkurrenz (d. h. Subven- 
tionen verfälschen den Wettbewerb), 
• den Mitnahmeeffekten (d. h. Finanzie- 
rung ohne Mehrergiebigkeit), 
• den Gewöhnungseffekten (d. h. wer 
dauernd am Tropf hängt, wird nie gesund)* 
• den Lähmungseffekten (d. h. Dauersub- 
ventionen beeinträchtigen die private In- 
itiative und Selbsthilfe). 
In den letzten Monaten vergeht kaum eine 
Woche, in der nicht Nachrichten und 
Kommentare über Unregelmäßigkeiten 
und Mißbrauch europäischer Subventio- 
nen die öffentliche Aufmerksamkeit auf 
sich ziehen. Nun hat es Betrug und Kor- 
ruption nicht nur im Bereich der EU, son- 
dern auch in allen Gesellschaften und vie' 
len anderen Institutionen gegeben. Euro- 
paspezifisch ist aber die Tatsache, daß die 
Transparenz, d. h. Durchschaubarkeit, in 
einer sehr großen Gemeinschaft tendenz»' 
eil geringer ist als in kleineren und über- 
schaubaren Gemeinschaften. 
Oft übersehen wird auch, daß für den Vol»' 
zug des EU-Haushaltes zu rund 70 Pro- 
zent die Mitgliedstaaten zuständig sind 
und die Leistungfähigkeit der nationalen, 
regionalen und kommunalen Verwaltun- 
gen in Europa sehr unterschiedlich ist. 
Aus diesen und anderen Gründen hat die 
EVPdie Haushaltskontrolle und die Effi- 
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2lenzsteigerung europäischer Finanzpoli- 
hk zu einem Schwerpunkt ihrer Arbeit ge- 
dacht. Die Einrichtung eines eigenständi- 
gen Ausschusses für Haushaltskontrolle, 
die Schaffung des Europäischen Rech- 
nungshofes und die Aufstellung einer Ein- 
heit zur Betrugsbekämpfung sind vor al- 
tem auch auf Initiativen von CDU/CSU- 
^bgeordneten zurückzuführen. Eine deut- 
Sche Christdemokratin ist jetzt Vorsitzende 
des Haushaltskontrollausschusses. Ein 
deutscher Christdemokrat als Mitglied des 
Europäischen Rechnungshofes arbeitet mit 
großem Engagement und weitreichenden 
mitiativen mit uns im Europäischen Parla- 
ment zusammen, um die Ausgabeneffizi- 
enz zu verbessern und unseren Bürgern 
die Gewißheit zu geben, daß ihre mühsam 
erarbeiteten Steuergroschen in Europa zu 
'hrern eigenen Nutzen sinnvoll und wirt- 
schaftlich verwendet werden. 

^ffizienzsteigerung im 
Europäischen Parlament 

1X1 Zusammenhang mit der Ausgabeneffi- 
lenz der EU steht die notwendige Reform 
er Arbeit des Europäischen Parlaments. 

Die CDU/CSU hat eine Arbeitsgruppe 
'' ar'amentsreform" eingesetzt, die in 
^Ur2e konkrete Vorschläge vorlegen wird. 

^a"i muß wissen: 
as Europäische Parlament ist eine politi- 

c°e Innovation, ein Parlament sui gene- 
s- Es gibt keine Regierungsparteien, und 

J* gibt keine Oppositionsparteien. Das er- 
möglicht größere Freiheitsräume, enthält 

er auch die Versuchung zur Disziplinlo- 
gkeit. Anders ausgedrückt: Das Europäi- 

che Parlament hat ein beachtliches Inno- 
a*10nspotential, aber auch ein problemati- 
cs Chaospotential. Für Rechtsradikale 

st das EP ein Protestforum. Für Teile der 
'   mken" ist das Europäische Parlament 
ln "Ideologiereservat". 

Man sagt und fordert dort Dinge, die man 
im nationalen Parlament nicht mehr sagen 
kann. Ein Beispiel für solchen politischen 
Unsinn ist ein Änderungsantrag des italie- 
nischen Altkommunisten Lucio Manisco 
zum Menschenrechtsbericht, in dem die 
Untaten des SED-Regimes verharmlost 
und die angebliche Verfolgung der SED- 
Funktionäre heute kritisiert wurden. Die- 
ser absurde und wahrheitswidrige Antrag 
erhielt durch die Stimmen der Sozialisten 
im Innenausschuß eine Mehrheit und wur- 
de dann durch die Aktivität der EVP und 
der CDU/CSU-Abgeordneten im EP-Ple- 
num mit Mehrheit abgelehnt. 

Ein in Zukunft wichtiger werdendes Pro- 
blem ist die Störung der Außenbeziehun- 
gen der Europäischen Union, z. B. durch 
Blockierung von Außen Wirtschaftsverträ- 
gen, zum Teil aus ideologisch und histo- 
risch bedingten Vorbehalten. 

Beispiele sind der Kooperationsvertrag 
mit der ASEAN und auch die geplante 
Zollunion mit der Türkei. 

Als CDU/CSU-Gruppe bemühen wir uns, 
sinnwidrige Blockaden aufzulösen und 
den Weg für wünschenswerte Entwicklun- 
gen freizumachen. So arbeitet z. B. eine 
von CDU/CSU-Abgeordneten initiierte 
europäisch-türkische Freundschaftsgruppe 
unter dem Vorsitz eines deutschen Christ- 
demokraten für bessere Beziehungen und 
für eine Förderung der demokratischen 
und sozialökonomischen Entwicklung der 
Türkei, deren Bedeutung als Schlüsselre- 
gion unbestritten ist. 

Schaffung der Erfolgsvoraus- 
setzungen für die Europäische 
Regierungskonferenz 1996/97 
Durch Initiative unseres Bundeskanzlers 
Helmut Kohl ist das Europäische Parla- 
ment mit zwei Abgeordneten in der Refle- 
xionsgruppe zur Vorbereitung der EU-Re- 
gierungskonferenz 1996/97 vertreten. 
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Es ist uns gelungen, daß ein deutscher 
Christdemokrat zum Mitglied dieses wich- 
tigen Gremiums gewählt wurde. Seine Ar- 
beit trägt wesentlich dazu bei, den Bericht 
für den Europäischen Rat in Madrid zu er- 
stellen, der die Hauptprobleme und ver- 
schiedenen Lösungsmöglichkeiten für die 
notwendigen Reformen der Europäischen 
Union aufzeigen soll. 

Von großem Wert für die Arbeit der Refle- 
xionsgruppe waren und sind die Papiere 
zur Außen- und Sicherheitspolitik sowie 
zur Innen- und Rechtspolitik, die von Mit- 
gliedern unserer CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion unter Beteiligung von Europa- 
Abgeordneten der CDU/CSU erarbeitet 
wurden. 

Unsere einflußreiche Mitarbeit an der Vor- 
bereitung der Regierungskonferenz 
kommt in der positiven Bewertung unserer 
Analysen und Vorschläge durch den (so- 
zialistischen) spanischen Vorsitzenden der 
Reflexionsgruppe zum Ausdruck. 

Eigenständig, aber in enger Koordinierung 
mit unseren Freunden in den anderen be- 
teiligten Gremien, hat die EVP- Fraktion 
und Partei - ihre Positionen für die Wei- 
terentwicklung der Europäischen Union 
formuliert. Unter Leitung des deutschen 
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden 
wurde ein Programm erarbeitet, dessen 
wichtigste Forderungen sind: 

• Mehr Handlungsfähigkeit in der Ge- 
meinsamen Außen- und Sicherheitspo- 
litik, 

• mehr Transparenz in der Gesetzgebung, 

• mehr Effizienz in der Innen- und 
Rechtspolitik. 

Für die CDU/CSU-Gruppe ist der erstreb- 
te Erfolg der Regierungskonferenz eine 
wesentliche Voraussetzung für eine gute 
Zukunft der Europäer und die richtige 
Weichenstellung für das 21. Jahrhundert. 

Gemeinsame Europa-Politik 
als Grundlage des Erfolgs 
Im Berichtszeitraum 1995 stellen wir mit 
Freude und Dankbarkeit fest: Die europa- 
politische Zusammenarbeit der CDU/CSU 
auf allen politischen Entscheidungsebenen 
hat sich noch weiter intensiviert, erweitert 
und verbessert. 
Dies gilt insbesondere für unsere rei- 
bungslose Zusammenarbeit mit unseren 
Freunden in der Bundestagsfraktion und in 
der Bundesregierung. 
So gibt es z.B. gemeinsame Veranstaltun- 
gen über zentrale Fragen der europäischen 
Politik, wie auch Arbeitsgruppen, in denen 
Bundestagsabgeordnete und europäische 
Abgeordnete kontinuierlich über die Lö- 
sung wichtiger Sachfragen beraten. 
Als weiteres Beispiel unter vielen kann 
hier unser Europapolitischer Kongreß in 
Berlin erwähnt werden, der durch unseren 
Berliner Abgeordneten organisiert wurde 
und dem zentralen Thema der „Erweite- 
rung der Europäischen Union" gewidmet 
war. 

Richtungsweisende Bedeutung hat vor al- 
lem aber die Kontinuität der Kontakte und 
die vertrauensvolle Zusammenarbeit unse- 
res Bundesvorsitzenden und Bundeskanz- 
lers Helmut Kohl mit der EVP-Fraktion 
und der CDU/CSU-Gruppe im Europäi- 
schen Parlament. 
Nach unserer letzten gemeinsamen Dis- 
kussion in einer durch Wilfried Martens 
anberaumten Sondersitzung der EVP- 
Fraktion am 20. September 1995 in Straß- 
burg gab es zahlreiche positive Kommen- 
tare unserer Freunde aus anderen europäi- 
schen Nationen. 

„Das war ein europapolitischer 
Vitaminstoß!", 

„Ein Motivationsschub 
für Europa!" 

Und schließlich „Helmut Kohl ist 
europapolitisch unverzichtbar!". 
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Solche Kommentare hören wir sehr gern. 
Piese spontane Zustimmung hilft uns auch 
ln unserer täglichen Arbeit. Vor allem aber 
Sehen wir in diesen Worten unserer Freun- 
^e eine Aufforderung an das europäische 
Deutschland und eine Herausforderung 
unserer Integrationskraft. 

fassen Sie mich schließen mit einem Wort 
v°n Henry Benrath: „Geschichte wird 
nach vorwärts gemacht, und nicht nach 
rückwärts! 
Verjagen wir alle Vorurteile! Sehen wir, 
Wa-s ist und seien wir rechtzeitig Teilneh- 
mer an dem, was wird!" 

Einführung in den 
Antrag des Bundes- 

vorstandes „Die 
Europäische Union 

voranbringen - 
Europapolitische 

Leitsätze der CDU 
Deutschlands": 

Ich darf dann überleitend den An- 
frag zur Diskussion stellen und aus 
Unserer Sicht folgende Einführung 
geben. 

^r Ihnen heute vorgelegte Antrag mit der 
lelsetzung „Die Europäische Union vor- 
bringen" ist eine knappe Zusammenfas- 

r
Ung der wichtigsten Erfordernisse eu- 
Päischer Zukunftssicherung. Die Ihnen 
r Diskussion und Beschlußfassung über- 

reizten Europapolitischen Leitsätze der 
e.uU Deutschlands sind nicht der Entwurf 
a 

n^r Verfassung der Europäischen Union, 
Por nicht eine umfassende Liste europa- 
Ijj 'tlscher Wünsche, schon gar nicht eine 
^ckenlose Darstellung der Analyse eu- 

Päischer Probleme. Diese Leitsätze be- 

schreiben kurz und knapp die existenz- 
wichtigen Voraussetzungen einer stabilen 
und dauerhaften Ordnung der Freiheit, des 
Friedens und der Sicherheit für alle Eu- 
ropäer. Der bewußte Verzicht auf die Dar- 
stellung aller noch so berechtigten Wün- 
sche entspricht einer Bedingung erfolgver- 
sprechender Politik, zusammengefaßt in 
dem Satz: Wir dürfen das Mögliche nicht 
am Wünschenswerten scheitern lassen, 
aber wir müssen das Notwendige möglich 
machen. 

Schlüsselworte der in den Leitsätzen auf- 
gezeigten Notwendigkeiten sind 

erstens die Legitimität der europäischen 
Willensbildung, 

zweitens die Durchschaubarkeit der eu- 
ropäischen Politik als eine wesentliche 
Voraussetzung ihrer Akzeptanz durch die 
Europäer, 

drittens die Entscheidungs-, Handlungs- 
und Durchsetzungsfähigkeit der Europäi- 
schen Union, 

viertens die Schaffung der institutionel- 
len Erfolgsbedingungen einer Ökologi- 
schen und Sozialen Marktwirtschaft für 
ganz Europa, 

fünftens der Aufbau einer europaweiten 
Sicherheitspartnerschaft mit solchen In- 
strumenten und Institutionen, die Sicher- 
heit und Stabilität ermöglichen und ge- 
währleisten können, 

sechstens die Realisierung einer stufen- 
weisen Erweiterung der Europäischen 
Union, die den beitrittswilligen und bei- 
trittsfähigen Staaten und ihren Bürgern die 
Teilhabe an Stabilität, Prosperität und Si- 
cherheit an der größten Gemeinschaft 
eröffnet, und 

siebtens die institutionalisierte Partner- 
schaft einer erweiterten Europäischen 
Union mit jenen Staaten und Schlüsseire- 
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gionen, die in vielfältiger Weise mit Euro- 
pa verbunden und verflochten sind. 

Drei Erfordernisse der europäischen Inte- 
gration sprechen wir in unseren Leitsätzen 
besonders an: 

erstens die Irreversibilität, d. h. die Un- 
umkehrbarkeit einer friedenschaffenden, 
freiheitsbewahrenden und gerechtigkeits- 
mehrenden Einigung Europas, das also, 
was Immanuel Kant vor 200 Jahren den 
„unauflöslichen Friedensbund" genannt 
hat, 

zweitens das Prinzip der Subsidiarität 
als Recht der kleinen Lebenskreise und 
des Aufbaus von unten nach oben - Subsi- 
diarität entspricht der Freiheit und Würde 
des Menschen, ermöglicht die sparsame 
Verwendung knapper Ressourcen und 
schützt die Vielfalt der europäischen Kul- 
tur - und 

drittens das dynamische Prinzip der In- 
tegration, d.h. die Möglichkeit, daß alle 
Mitgliedsstaaten an der Einigung teilneh- 

Günter Rinsche: Das 
Europäische Parla- 
ment ist eine politi- 
sche Innovation, ein 
Parlament sui gene- 
ris. Es gibt keine 
Regierungsparteien, 
und es gibt keine 
Oppositionsparteien. 
Das ermöglicht 
größere Freiheitsräu- 
me, enthält aber 
auch die Versuchung 
zur Disziplinlosig- 
keit. Anders ausge- 
drückt: Das Europäi- 
sche Parlament hat 
ein beachtliches In- 
novationspotential, 
aber auch ein proble- 
matisches Chaos- 
potential. 

men können, keiner aber die von den an- 
deren erstrebten notwendigen Fortschritte 
bremsen oder blockieren darf. Das Erfor- 
dernis dynamischer Politik hat der italieni- 
sche Staatsdenker Niccolö Machiavelli in 
seinen „Discorsi" vor 500 Jahren in dem 
Satz zusammengefaßt: Man darf einem 
Staat nie eine solche Verfassung geben, 
daß einige wenige in der Lage sind, einen 
Beschluß aufzuhalten, der zur Existenzsi- 
cherung des Ganzen nötig ist. 

Die Ihnen vorgelegten Europapolitischen 
Leitsätze sind das Konzentrat von Überle- 
gungen, Diskussionen und Analysen zahl- 
reicher CDU-Mitglieder aller politischen 
Entscheidungsebenen. Ihnen allen gilt un- 
ser herzlicher Dank für ihr Engagement 
und ihre unermüdliche Arbeit für die Eini- 
gung Europas und damit für die richtige 
Weichenstellung der europäischen Politik 
im 21. Jahrhundert. 

Ich wünsche uns eine fruchtbare Diskussi- 
on und eine erfolgversprechende Be- 
schlußfassung. 
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Die Europäische Union 
voranbringen 

Europapolitische Leitsätze der CDU 
Deutschlands 

ü Die europäische Einigung ist un- 
Verzichtbarer Kern einer stabilen Frie- 
dens- und Freiheitsordnung. An der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert können 
JÄi" Europäer die großen Aufgaben und 
Herausforderungen nur gemeinsam und 
ln enger Zusammenarbeit bewältigen. 
pie CDU als die deutsche Europapartei 
lr'tt dafür ein, den Prozeß der europäi- 
schen Einigung zielstrebig und bürger- 
en voranzubringen und sie dadurch un- 
UrTikehrbar zu machen. 
Wt unserem Bekenntnis zur europäi- 
chen Einigung verbinden wir eine klare 

Absage an überholten Nationalismus 
Und an jede Form von nationalem Hege- 
^c-nialstreben, deren furchtbare Folgen 
^ den Kriegsschauplätzen in Europa 
c-zulesen sind. Die europäische Eini- 

gung ist dje einzige Möglichkeit, die na- 
sale und kulturelle Identität jedes eu- 
cpäischen Volkes zu wahren und zu- 

9'eich Konflikte auf friedliche und demo- 
*ratische Weise zu lösen. Deshalb wol- 
^n wir die Menschen in Deutschland für 

le europäische Idee gewinnen. 

'* Die Europäische Union 
^ vertiefen 

Ö JJ* Zur Stärkung ihrer Handlungsfähig- 
•  '*«_ zur Sicherung ihrer demokratischen 

e9itimität und zur Erhöhung der Trans- 

parenz europäischen Handelns wie 
auch zur Vorbereitung auf die Aufnahme 
weiterer Mitgliedstaaten muß die Eu- 
ropäische Union vertieft werden. Dies ist 
Aufgabe der Regierungskonferenz 1996. 

Alle Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union müssen in gleicher Weise an der 

Beschluß des 
7. Parteitages vom 
16. Oktober 1995 

fortschreitenden europäischen Integrati- 
on teilnehmen können, jedoch darf die 
Verweigerung einzelner Mitgliedstaaten 
Integrationsfortschritte nicht aufhalten. 

Außen- und sicherheits- 
politisch wirksamer handeln 

Der politische Wille, gemeinsam zu 
handeln, ist die entscheidende Voraus- 
setzung für eine europäische Außenpoli- 
tik. Das bisherige Entscheidungsverfah- 
ren zur Herstellung dieses gemeinsa- 
men politischen Willens muß weiterent- 
wickelt werden. Deshalb sollten Fragen 
der Außen- und Sicherheitspolitik, die 
keine militärischen Auswirkungen ha- 
ben, mit qualifizierter (doppelter) Mehr- 
heit entschieden werden (d. h. einer 
Mehrheit der Staaten und einer Mehrheit 
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der Bevölkerung, die diese Staaten ver- 
treten). Fragen der Außen- und Sicher- 
heitspolitik, die militärische Auswirkun- 
gen haben, insbesondere über den Ein- 
satz militärischer Mittel, sollten derart 
entschieden werden, daß einerseits eine 
Minderheit von Staaten die Mehrheit am 
gemeinsamen Handeln nicht hindern 
und andererseits kein Land gegen sei- 
nen Willen zum gemeinsamen Handeln 
verpflichtet werden kann. Die Solidarität 
der nichtteilnehmenden Staaten muß 
dabei auch in der gemeinsamen Finan- 
zierung ihren Ausdruck finden. 

•dl Die bei der Kommission, aber auch 
beim Rat, bei der WEU sowie bei den 
Mitgliedstaaten vorhandenen Kapazitä- 
ten zur Analyse und Planung sowie zur 
Überwachung der Durchführung von 
Ratsentscheidungen müssen in einer 
dafür geeigneten ständigen Instanz zu- 
sammengeführt werden. Diese soll die 
Aufgabe wahrnehmen, dem Rat in enger 
Abstimmung mit der Kommission recht- 
zeitig geeignete Vorschläge zur Durch- 
führung einer gemeinsamen Außen-, Si- 
cherheits- und Verteidigungspolitik vor- 
zulegen und die Durchführung der Ent- 
scheidungen des Rates sicherzustellen 
sowie eine geschlossene Außenvertre- 
tung der Union zu gewährleisten. 

Die Gemeinsame Außen- und Si- 
cherheitspolitik muß künftig auch als in- 
tegralen Bestandteil eine gemeinsame 
europäische Verteidigungspolitik und 
Verteidigung einschließen. Die Europäi- 
sche Union muß ihren eigenständigen 
Beitrag zur Wahrung von Frieden und 
Sicherheit in Europa leisten können. Mit- 
telfristig wollen wir dafür die WEU als 
„europäischen Pfeiler" der Atlantischen 
Allianz in die Europäische Union inte- 
grieren. Bis dahin soll der Europäische 

Rat die Richtlinienkompetenz für Fragen 
der europäischen Verteidigung erhalten, 
so daß die WEU aufgrund der politi- 
schen Vorgaben der EU tätig werden 
soll. Die NATO bleibt unverzichtbare 
Grundlage unserer Sicherheit. 

Die Stärkung der europäischen 
Verteidigungsidentität muß einhergehen 
mit dem Ausbau einer umfassenderen 
transatlantischen Bindung auf den Ge- 
bieten Politik, Wirtschaft und Sicherheit, 
Wissenschaft und Kultur. Notwendig ist 
eine abgestimmte transatlantische Zu- 
sammenarbeit bei der Bewältigung glo- 
baler Herausforderungen. 

Innen- und rechtspolitische 
Zusammenarbeit verbessern 

Die Schaffung eines Raumes ohne 
Binnengrenzen, in dem die Freizügigkeit 
des Wohnens, Arbeitens und Wirtschaf- 
tens gewährleistet ist, erfordert, daß 
auch die Rechts- und Innenpolitik der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
weiter und enger zusammengeführt und 
die rechtsstaatlichen Gemeinschafts- 
strukturen durch Harmonisierung weiter 
ausgebaut werden. Dazu gehört auch 
die schrittweise sektorale Einbeziehung 
der Innen- und Rechtspolitik in das Ge- 
meinschaftsverfahren. 

mim Die Europäische Union soll die Pe' 
gelungsbefugnisse für das gemein- 
schaftliche Zutritts- und Zuwanderungs- 
recht sowie das Visa-, Asyl- und Flücht- 
lingsrecht übertragen bekommen. 

EUROPOL muß im Bereich 
schwerwiegender Formen internationa- 
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ler Kriminalität zu einem europäischen 
Kriminalamt mit eigenen operativen Be- 
fugnissen ausgebaut werden. EURO- 
p0L soll der parlamentarischen Kontrol- 
'e des Europäischen Parlamentes sowie 
der gerichtlichen Kontrolle des Europäi- 
schen Gerichtshofes unterliegen. Die 
Rationalen Polizeibehörden müssen die 
°efugnis erhalten, erweitert grenzüber- 
schreitend in Ermittlung und Fahndung 
<atig werden zu können. 

SEI Die Sicherheit, die eine gemeinsa- 
^e Innen- und Rechtspolitik schafft, darf 
n'cht an den Außengrenzen der Europäi- 
Schen Union halt machen. Der Schen- 
9en-prozeß jSt mjt dem Ziel der Siche- 
Un9 der Außengrenzen der Partnerlän- 

aer schrittweise auszudehnen und diese 
picherheitspartnerschaft" auch solchen 
^ndern anzubieten, die noch nicht Mit- 
glieder der Europäischen Union (EU) 
S|nd. Zusammen mit den EFTA-Staaten 
sOtyje den assoziierten Staaten in Mittel- 

nd Osteuropa und im europäischen 
'ttelmeerraum wollen wir einen eu- 

°Päischen Sicherheitsraum schaffen, in 
em die EU-Regelungen möglichst voll- 
f-ändig angewendet werden. 

^^-Subsidiaritätsprinzip 
Märken 

u Das Subsidiaritätsprinzip ist eine 
politische Leitidee für die Europäische 
^n'0n- Es garantiert Bürgernähe und 

®n Erhalt der regionalen Vielfalt Euro- 
j^- Die Stellung der deutschen Länder 
,   föderativen Aufbau muß erhalten blei- 

n. Wir setzen uns für den verstärkten 
SchbaU der re9'onalen' grenzüber- 

^eitenden Zusammenarbeit ein. 

Das Subsidiaritätsprinzip des Maastrich- 
ter Vertrages ist fortzuentwickeln. Die 
Europäische Union soll nur dann tätig 
werden, wenn die zu bewältigenden Auf- 
gaben auf der Ebene der Mitgliedstaa- 
ten nicht ausreichend gelöst werden 
können. Insbesondere sind Anzahl und 
Umfang von Verordnungen und Richtlini- 
en zu verringern. Auch der Europäi- 
schen Union vertraglich zugewiesene 
Zuständigkeiten müssen darauf über- 
prüft werden. Im Verfahrensrecht sollten 
nur dann Verordnungen erlassen wer- 
den, wenn das Regelungsinstrumentari- 
um der Richtlinie nicht ausreichend ist. 

Institutionelle Reformen 
durchführen 

Die Rechte des Europäischen Par- 
laments müssen weiterentwickelt wer- 
den, damit es künftig zu einem neben 
dem Rat gleichberechtigten Gesetzge- 
ber wird. Die gegenwärtig unterschiedli- 
chen Gesetzgebungsverfahren müssen 
reduziert sowie einheitlicher und effizien- 
ter ausgestaltet, das Mitentscheidungs- 
verfahren zwischen Rat und Parlament 
muß der Regelfall werden. Das Europäi- 
sche Parlament soll ein eigenes Initiativ- 
Recht erhalten. In den intergouvermen- 
talen Politikbereichen muß das Europäi- 
sche Parlament stärker an der Entschei- 
dungsfindung und Beratung beteiligt 
werden. 

Die Führung des Rates sollte durch 
größere Kontinuität gestärkt werden. 

Entsprechend der Funktion des Rates 
als Gesetzgeber sollte eine qualifizierte 
Mehrheit des Rates das Recht haben, 
Vorschläge zur Rechtsetzung einzubrin- 
gen. 
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Entscheidungen im Rat sollten bei der 
gemeinschaftlichen Rechtsetzung in der 
Regel mit Mehrheit getroffen werden. 
Dies könnte bei Vorliegen einer spezifi- 
schen Mehrheit auch für Vertragsände- 
rungen und für das Inkrafttreten von Bei- 
tritten gelten. Finanz- und Steuerfragen 
sollten bis auf weiteres einstimmig ent- 
schieden werden. Ziel muß sein, auch in 
diesen Fragen das Mehrheitsprinzip ein- 
zuführen. 

Die demokratische Legitimation der 
Europäischen Kommission als maßgeb- 
lichem ausführenden Organ der Eu- 
ropäischen Union muß weiter gestärkt 
werden. 

Die Wirtschafts- 
und Währungsunion 
vollenden 

Der integrierte europäische Wirt- 
schaftsraum ist für Deutschland beson- 
ders wichtig; mehr als zwei Drittel unse- 
rer Exporte gehen in die Europäische 
Union. Wir setzen uns daher für die Ver- 
wirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion ein. Voraussetzung für 
eine gemeinsame europäische Währung 
bleibt die dauerhafte Erfüllung der stren- 
gen Stabilitätskriterien des Maastrichter 
Vertrages. Die Sicherung einer dauer- 
haft integrierten Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik der Mitgliedstaaten im eu- 
ropäischen Währungsgebiet ist Voraus- 
setzung für eine funktionierende 
Währungsunion. 

ropäischen Union ist die Ökologische 
und Soziale Marktwirtschaft. Wir wollen 
gemeinsam die Strukturprobleme der 
europäischen Staaten lösen, Bürokratie 
abbauen, Deregulierung und Privatisie- 
rung beschleunigen und damit insbeson- 
dere die Wettbewerbsfähigkeit steigern 
und die Attraktivität des Standortes Eu- 
ropa verbessern. 

Unser Leitbild für die Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung in der Eu- 

Ein wichtiger Beitrag zur Stärkung 
der europäischen Wettbewerbsfähigkeit 
ist der Ausbau der Infrastruktur über die 
Mitglieder hinaus. Die transeuropäi- 
schen Netze für Verkehr, Energie und 
Telekommunikation müssen gemeinsam 
konzipiert und ausgebaut werden. 

Unsere Bemühungen, die wirt- 
schaftliche Stabilität Europas zu sichern, 
müssen gleichzeitig dem Schutz der 
Umwelt Rechnung tragen. Wir fordern 
deshalb zur Verwirklichung einer eu- 
ropäischen Umwelt-Union eine EU-weite 
Angleichung der Umweltgesetze auf ho- 
hem Niveau sowie eine europaweit ein- 
heitliche Kontrolle und Bestrafung bei 
Verstößen. „Nachhaltige Entwicklung" 
sollte Aufgabe der Gemeinschaft und elf1 

Ziel der Union werden. Beim Integra- 
tionsprinzip sollte klargestellt werden, 
daß die Erfordernisse des Umwelt- 
schutzes bei der Festlegung und Durch- 
führung der Gemeinschaftspolitik einbe- 
zogen werden müssen. 

Der deutschen Landwirtschaft muß 
im gemeinsamen europäischen Markt 
weiterhin eine wettbewerbsfähige Ent- 
wicklung ermöglicht werden. Besonder5 

wichtig ist für sie die Verwirklichung der 
Währungsunion. Gleichzeitig müssen 
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der eingeschlagene Weg der EU-Agrar- 
Politik zur Marktentlastung und Einkom- 
[^enssicherung einschließlich der dauer- 
haft sicheren Ausgleichszahlungen und 
der Honorierung der Umweltleistungen 
cler Landwirtschaft konsequent weiter- 
Verfolgt und Wettbewerbsverzerrungen 
ln der Europäischen Union abgebaut 
garden. Wir wollen, daß unsere auf 
^achhaltigkeit ausgerichtete bäuerliche 
"-andwirtschft einschließlich der flächen- 
9ebundenen tierischen Veredlung eine 
^kunft in Europa hat. 

E3 Wir setzen uns ein für ein soziales 
jj^cl arbeitnehmerfreundliches Europa. 
^ir wollen die Europäische Sozialcharta 
tU-wejt verwirklichen. Wir treten dafür 
^'n> die Kräfte Europas zu bündeln für 
Novationen, wirtschaftliches Wachs- 
UrTl soziale Sicherheit und zukunftssi- 

chere Arbeitsplätze. 

Die Europäische 
Union erweitern 

a Mit dem Ende des Ost-West-Kon- 
'ktes und der Nachkriegsordnung hat 

lJ
ICn erstmals die Möglichkeit einer fried- 
en Einigung der Völker Europas 

. r.offnet. Zu Recht fordern die Staaten 
I 'tjel- und Osteuropas Teilhabe an der 
tr Westen durch die europäische und 
^^atlantische Integration erreichten 
Labilität, Prosperität und Sicherheit. 
es entspricht in besonderer Weise 
rn deutschen und auch dem gesamt- 

ur°Päischen Interesse. 

a Wir setzen uns dafür ein, daß erste 
Welosteuropäische Staaten, die die 
^schaftlichen und politischen Voraus- 

setzungen erfüllen, um das Jahr 2000 in 
die Europäische Union aufgenommen 
werden, wobei diesen Ländern wie bis- 
her Übergangsfristen für bestimmte eu- 
ropäische Politikbereiche eingeräumt 
werden können. Anderen mittel- und ost- 
europäischen Staaten sind zugleich 
glaubwürdige Perspektiven für einen 
späteren Beitritt aufzuzeigen. Bis zu 
ihrem Beitritt ist die Zusammenarbeit 
zwischen diesen Ländern und der Eu- 
ropäischen Union weiter auszubauen. 

Zwischen der Erweiterung der Eu- 
ropäischen Union und der Erweiterung 
der westlichen Verteidigungsorganisatio- 
nen NATO und WEU besteht ein enger 
Zusammenhang. Um für jedes Mitglied 
der Europäischen Union denselben si- 
cherheitspolitischen Status gewährlei- 
sten zu können, streben wir an, daß alle 
EU-Mitglieder auch NATO-Mitglieder 
und WEU-Mitglieder werden. Dabei 
kann die Integration in die NATO einer 
EU-Mitgliedschaft vorausgehen. 

Sicherheit und Stabilität in Europa 
können nur mit und nicht gegen Ruß- 
land geschaffen werden. Ein gefestigtes, 
demokratisches Rußland ist eine der 
Grundvoraussetzungen für eine gesamt- 
europäische Friedensordnung. Deshalb 
wollen wir den Aufbau einer umfassen- 
den und ausgewogenen Partnerschaft 
zwischen der Europäischen Union und 
der NATO einerseits und Rußland ande- 
rerseits, die der europäischen Sicher- 
heit, der wirtschaftlichen Zusammenar- 
beit und der politischen Stabilität dient 
und die Rußlands Stellung in Europa, 
seinem historischen Rang und seiner 
Würde gerecht wird. Für die umfassen- 
de sicherheitspolitische Partnerschaft 
mit Rußland kommt der OSZE eine be- 
sondere Bedeutung zu. • 
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Geglückter Start ins weltweite 
Kommunikations-Netz Internet 
Weit über 6.000 Neugierige haben in- 
nerhalb von nur 24 Stunden aktuelle In- 
formationen über den 7. Parteitag in 
Karlsruhe abgerufen, und mehr als 220 
E-Mails bestätigen: Der Start der CDU 
ins weltweite Kommunikationsnetz In- 
ternet ist geglückt. 

Auf die Minute genau hat am Dienstag, 
den 17. Oktober um 9.30 Uhr General- 
sekretär Peter Hintze die Menü-Leiste der 
überdimensionierten Bildschirme auf den 
beiden Videowänden im Parteitags- 
Plenum angeklickt, und das „Willkommen 

bei der CDU", dem neuen Teilnehmer im 
Computernetzwerk Internet, leuchtete auf- 

„http://www.cdu.de." So lautet die neue 
Adresse unter den inzwischen vielen Tau- 
send Anbietern im internationalen Daten- 
netz, das heute bereits viele Millionen 
Menschen auf der ganzen Welt regelmäßig 
nutzen, um Informationen und Meinungen 
auszutauschen. Und die Zahl der Neuan- 
schlüsse steigt rasant. 

Peter Hintze: Ab sofort kann man im weit' 
weiten Internet auch bei der CDU haltma- 

Peter Hintze: Mit dem Start in die Kommunikationswelt des 21. Jahrhunderts sind "" 
jetzt auf der internationalen Datenautobahn. 
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chen. Viele Millionen Menschen - von 
Amerika bis nach Japan herüber, von 
Nord bis Süd - haben in diesem Augen- 
blick Zutritt zu unserem elektronischen 
Angebot 

Ob es Bilder vom Parteitag sind oder Vi- 
deoausschnitte aus der Rede des Parteivor- 
Sltzenden vom Montag: unter „News" las- 
Sen sich die gewünschten Informationen 
überall auf der Welt und unabhängig von 
Uhrzeit oder Öffnungszeiten abrufen. 

Ob Berichte, Features oder Pressekom- 
^entare in den Zeitungen, die die CDU- 
°undesgeschäftsstelle auswertet -jeder 
|nteressierte kann sie ab sofort im Internet 
esen und sich sogar vom eigenen Drucker 
ausdrucken lassen. 

Die Idee ist auch, - im Unterschied zum 
Fernsehen oder auch zur CD-ROM - mit 
den Nutzern im Internet ins Gespräch zu 
kommen, sie über die Ziele der Politik der 
CDU zu informieren und sich mit ihnen 
austauschen. 

Deshalb gibt es auch ein Gästebuch, in 
das sich jeder, der „CDU" im Internet 
anklickt, eintragen kann. Er kann dort 
aber auch seine Meinung zu Zukunfts- 
themen äußern. Auf diese Weise besteht 
für die Partei die Möglichkeit, auch 
politisch mit ihm in eine Kommunikation 
einzutreten. 

Peter Hintze: Wir wollen zum Mitmachen 
auffordern und suchen das Gespräch mit 
den Menschen. 

1V& <g& 
S\e 

'vrvs 

*V 

«»Saw*- nt>r 
U^s 

Peter Hintze: Ich starte jetzt den Ein- 
stieg der CDU in die weltweit vernetzte 
Kommunikation, ins Internet. 
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Am Stand der Bundesgeschäftsstelle 

undesgeschäftsstelle 

Generalsekretär Peter Hintze bei 
der ersten Ziehung der Gewinner 
des Preisausschreibens aus unse- 
rer Aktion „50 Jahre CDU". Die er- 
sten drei Gewinner erhalten je- 
weils einen Computer, der CD- 
ROM-kompatibel ist. Zusätzlich zu 
diesem Preis gibt es ein Exemplar 

der CD-ROM „50 Jahre CDU". Der 
vierte Preis ist ebenfalls ein Com- 
puter - allerdings ohne Boxen. 
Die Preise fünf bis sechs sind 
zwei wertvolle Fahrräder. - Die 
nächste Ziehung findet am Ende 
unserer Aktion „50 Jahre CDU" 
statt, also Ende Juni 1996. 
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Die Berichte in Karlsruhe als Broschüre 

• Helmut Kohl: 
Wir werden 
die Zukunft 
gestalten 

^stell-Nr.: 3110 
)[erPackungseinheit: 
|5 Expl. 
Hreisje25Expl.:20DM 

^le Preise zzgl. 
MwSt. und Versand* 
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Fax (054 23) 415 21 

'. Bei Bestellungen bis zu 
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£° DM wird eine Versand- 
K°stenpauschale in Höhe 
v°n 5 DM erhoben.) 

Wir werden 
die Zukunft gestalten 

SICHER IM DIE ZUKUNFT 

CDU 
• Wolfgang 

Schäuble: 
Mut zur Zukunft 

Bestell-Nr.: 3112 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preisje25Expl.:20DM 

• Peter Hintze: 
Für eine Reform 
unserer Parteiarbeit 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Festschrift der Jubiläumsveranstaltung 

am 28. Juni in Berlin 
Der Festakt im Berliner Schauspiel- 

haus war der offizielle Höhepunkt 
der Geburtstagsfeiern zum 50jährigen 
Bestehen der CDU. Anhand vieler Re- 
debeiträge und Kurzansprachen wurde 
auf dieser Festveranstaltung der zeitge- 
schichtliche Bogen von der Parteigrün- 
dung bis zur Gegenwart gespannt. Zu- 
sätzlich zu diesen Beiträgen enthält die 
Festschrift viele wissenswerte Informa- 
tionen über die Festredner und ihren 
Werdegang in der CDU. 

Dieses Buch eignet sich auch beson- 
ders als repräsentatives Geschenk für 
die Ehrung verdienter oder langjähriger 
Mitglieder. 

Bestell-Nr.: 4103 
Verpackungseinheit: 1 Expl. 
Preis je Expl.: 12 DM 

Preis zzgl. MwSt. und Versand * 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 

(*Bei Bestellungen bis zu einem Warenwert vc"1 

50 DM wird eine Versandkostenpauschale in 
Höhe von 5 DM erhoben.) 
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